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Editorial   
Voraussichtlich stimmt am 18. September der deutsche Souverän über die Zusam-
mensetzung des Parlaments und damit auch über die nächste Regierung unseres Lan-
des ab. Im heraufziehenden (Vor-) Wahlkampf fehlen konkrete Antworten auf zentra-
le wirtschaftspolitische Fragen: Wie soll das Sozialsystem künftig gestaltet und finan-
ziert werden? Welches Steuersystem macht Deutschland im globalen Kontext wett-
bewerbsfähig? Wie sind die Aufgaben zwischen den drei staatlichen Ebenen – Bund, 
Länder und Gemeinden – so zu verteilen, daß verantwortliche Wirtschaftspolitik mög-
lich wird und die neuen Länder nicht langfristig zu Kostgängern des Gesamtstaats 
werden? Wie können Freiräume für private Initiative verbreitert werden? Wie ist das 
Bildungssystems als anerkannter Treiber der wirtschaftlichen Entwicklung zu gestal-
ten. Gemeinplätze herrschen vor! Das ist vor allem für Ostdeutschland, dem das be-
sondere wirtschaftspolitische Augenmerk des IWH als unparteiischem Wirtschaftsfor-
schungsinstitut gilt, bedrohlich. 
In diesem Heft wirbt das IWH für eine ordnungsökonomische Diskussion und darauf 
aufbauende Maßnahmen, um dem wirtschaftlichen Aufschwung neue Dynamik zu 
geben. Primär geht es um die neuen Länder, aber grundsätzlich um das gesamte Land. 
Eine Vielzahl gesamtdeutscher Regelungen wirkt nämlich in den neuen Ländern, die 
von  einer  selbsttragenden  Wirtschaft  weit  entfernt  sind,  besonders  nachteilig:  das 
Steuer- und Abgabesystem, das wirtschaftliche Initiative belastet; eine Regulierungs-
dichte, die vor allem den Mittelstand erstickt; schließlich auch vermehrt eine alters-
strukturbedingte Verschiebung von politischen Mehrheiten, wodurch die Gewichtung 
sozialer Aspekte zunimmt, gegen die die Interessen der jüngeren Generation faktisch 
zurücktreten. 
Die institutionellen Gegebenheiten gehören auf den Prüfstand. Welche Dynamik in 
unserem Land möglich ist, wissen wir aus historischer Erfahrung. Die Dynamik der 
Weltwirtschaft erkennen wir an manchen unserer osteuropäischen Nachbarn oder an 
Asiens großen und kleinen Tigern. Unsere zunehmende ökonomische Schwäche zer-
stört wirtschafts- und sozialpolitische Optionen und – vor allem international – politi-
sches Gewicht. Es sind insbesondere die Anreize, die Menschen dazu bringen, etwas 
zu unternehmen, und die zugehörigen Rahmenbedingungen, die viel stärker in die 
Diskussion einbezogen werden müssen. Dazu zählt auch, daß in einer Welt, in der die 
Halbwertzeit des Erlernten ständig sinkt, zeitloses Wissen immer wichtiger wird. Wir 
müssen erkennen, daß die marktwirtschaftliche Ordnung ihre Effizienz Voraussetzun-
gen verdankt, die sie nur unter Schwierigkeiten selbst bereitstellt – und genau hier 
wird Politik, vor allem Bildungspolitik äußerst wichtig. Sie zugunsten sozialer Durch-
haltestrategien  auszudünnen,  ist  politisch  phantasielos  und  ökonomisch  gefährlich. 
Durch Bildung entstehen Werte, durch Ausbildung ermöglichen wir die Verwertung 
im ökonomischen Sinne. Diese Balance ist täglich neu zu finden – trotz schwacher 
Binnennachfrage und der Ebbe in den Sozialkassen. Die Wähler haben einen An-
spruch, frühzeitig präzise Vorstellungen der Parteien zu erfahren. 
Ulrich Blum 
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Ostdeutsche Industrie zog 2003 bei Rendite an Westdeutschland vorbei 
Lohnquote
a und Rendite

























Lohnquote NBL Lohnquote ABL Rendite NBL Rendite ABL
Lohnquote in % Rendite in %
 
a Anteil der Personalkosten an der Bruttowertschöpfung. – 
b Anteil des Gewinns bzw. Verlustes am Bruttoproduktionswert. – 
c Unternehmen mit 20 
und mehr Beschäftigten; Ostdeutschland mit Berlin-Ost, Westdeutschland mit Berlin-West.  
Quellen: Statistisches Bundesamt: Fachserie 4, Reihe 4.3.1/4.3.2/4.3.3/4.3; Sonderauswertung der Kostenstrukturerhebung 
für das IWH; Berechnungen des IWH. 
 
Eine  im  Auftrag  des IWH regelmäßig durchgeführte Sonderauswertung der Kostenstrukturen, die 
jährlich vom Statistischen Bundesamt bei einer repräsentativen Stichprobe von west- und ostdeut-
schen Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten erhoben werden, ergab: In den ostdeutschen Un-
ternehmen betrug im Jahr 2003 – aktuellere Daten liegen nicht vor – die Rendite im Durchschnitt 
2,8%, im Westen lag sie bei 2,2%. Damit zog das Verarbeitende Gewerbe Ostdeutschlands bei der 
Rendite an der westdeutschen Branche vorbei, nachdem im Jahr zuvor Gleichstand erreicht war. 
Seit dem Tiefpunkt der Produktion im Jahr 1992 expandiert das ostdeutsche Verarbeitende Gewerbe 
kräftig: Von 1992 bis 2003 nahm ihre Bruttowertschöpfung in den Unternehmen mit 20 und mehr Be-
schäftigten um fast 160% (Westdeutschland: 11,5%) zu. Infolge des geringen Anfangsbestandes an wett-
bewerbsfähigen Unternehmen hat sich jedoch der Anteil der ostdeutschen Industrieunternehmen an 
der gesamtdeutschen Bruttowertschöpfung des Verarbeitenden Gewerbes von 3,0% im Jahr 1992 auf 
„nur“ 6,6% im Jahr 2003 erhöht. Das starke Produktionswachstum im ostdeutschen Verarbeitenden 
Gewerbe hält weiterhin an: So stiegen im Jahr 2004 in Ostdeutschland die Umsätze gegenüber dem 
Vorjahr um 8,0 % (ABL: 4,8%). Der Aufholprozeß in diesem Bereich setzt sich also fort.
 
Ulrich.Brautzsch@iwh-halle.de 
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Ostdeutsche Exportindustrie: kleiner Kern – dynamische Peripherie 
– Kurzfassung – 
Die Industrie Ostdeutschlands richtet sich seit Mitte 
der  neunziger  Jahre  verstärkt  auf  die  Auslands-
märkte aus. Diese Expansion erhält, wie eine Ko-
hortenanalyse für den Zeitraum 1995 bis 2001 zeigt, 
einen kräftigen Impuls von der Erweiterung des Be-
triebskreises  der  Exporteure.  Der Kernbereich an 
Exportbetriebe aus dem Jahr 1995 ist in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre fast um die Hälfte abge-
schmolzen und wird Jahr für Jahr von einer großen 
Peripherie an Neuexporteuren umgeben. Trotzdem 
trägt er aufgrund der Größenverhältnisse entschei-
dend zum Auslandsumsatz insgesamt bei. Im Unter-
schied dazu hat sich im bevölkerungsreichsten west-
deutschen  Bundesland  Nordrhein-Westfalen,  das 
nach Einwohnerzahl und Wirtschaftsstruktur große 
Ähnlichkeiten mit Ostdeutschland vor der Vereini-
gung  aufwies,  der Bestand an Exporteuren wenig 
erhöht und nur geringfügig erneuert. Die alten und 
vergleichsweise großen Exportbetriebe dominieren 
das Geschehen noch viel stärker als im Osten. Trotz 
der  mit  der  Erneuerung  des  Exporteurbestandes 
verbundenen hohen Dynamik des Auslandsumsatzes 
bleibt  die  Exportquote  der  ostdeutschen  Industrie 
immer noch deutlich hinter der Nordrhein-Westfa-
lens zurück. Der Betriebskreis verbreitert sich je-
doch.  Chancen  für  eine  weitere  dynamische  Ent-
wicklung ergeben sich auch aus der Tatsache, daß 
die  Betriebe  mit  Erzeugnissen  aus  der  Gruppe 
hochwertiger  und  Spitzentechnik  insbesondere  in 
den Zugangskohorten vergleichsweise große Bedeu-
tung erlangt haben. 
Brigitte Loose, Udo Ludwig (Seite 256)
Die „gerechte“ Strafe im Kartellverfahren 
– Kurzfassung – 
Im Zuge der 7. Novelle des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen  (GWB)  wurden  die  Sank-
tionsmöglichkeiten  der  Kartellbehörden  bei  nach-
gewiesenen  Verstößen  gegen  das  Kartellverbot 
drastisch erhöht. Damit soll in erster Linie einer 
verminderten  Kontrolldichte  Rechnung  getragen 
werden. Die Höhe der Geldbuße kann nunmehr bis 
zu 10 Prozent des Gesamtumsatzes des vergangenen 
Geschäftsjahres betragen. Jedoch bedeutet dies für 
einige Unternehmen das wirtschaftliche Aus, da mit 
der  Geldbuße  ihr  gesamtes  Eigenkapital  abge-
schöpft  würde.  Dies  ist aber wettbewerbspolitisch 
nicht erwünscht. Aber ein Kartellvergehen ist auch 
kein Kavaliersdelikt und muß entsprechend bestraft 
werden.  Schließlich  würden  sonst  falsche  Anreize 
gesetzt werden, und Unternehmen würden vermehrt 
illegale Kartelle bilden. Die Behörden stehen somit 
vor dem Dilemma eine gerechte Strafe zu finden. 
Ulrich Blum, Nicole Steinat, Michael Veltins (Seite 263) 
Wie hoch ist der wirtschaftliche Vorteil im Sinne des Kartellrechts? 
– Kurzfassung – 
Die durch einen Kartellrechtsverstoß erzielten Ge-
winne,  sollen  den  Tätern  nicht  erhalten  bleiben. 
Daher besteht für die Kartellbehörde die Möglich-
keit, die Vermögensvorteile, welche durch das Kar-
tell  erzielt  wurden,  abzuschöpfen.  Jedoch  erweist 
dich  die  Frage  der  Berechnung  dieser  Größe  als 
schwieriges  Unterfangen,  zumal  aus  einem  juri-
stisch identifizierten Kartell nicht zwingend auf ein 
wirtschaftlich funktionierendes Kartell geschlossen 
werden kann. Umgekehrt existiert eine Vielzahl von 
impliziten Kartellen, die ohne formale Festlegungen 
auskommen können. Da die Bußgelder für Kartell-
vergehen  mittlerweile  beachtliche  Summen  errei-
chen und somit durchaus die Existenz der Unter-
nehmen gefährden können, muß die Wirksamkeit ei-
nes Kartells und damit die Höhe der Vermögens-
vorteile präzise nachgewiesen werden. Hierfür wer-
den  verschiedene  ökonomische  Methoden  vorge-
stellt und kritisch hinterfragt. 
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Ordnungsökonomische Thesen und wirtschaftspolitische Maßnahmen für 
mehr Wirtschaftswachstum in Mittel- und Ostdeutschland
Der wirtschaftliche Aufschwung der neuen Bundesländer stagniert seit gut acht Jahren, obwohl jährlich 
etwa 80 Mrd. Euro an Transfers in die neuen Länder fließen. Die unbefriedigende Entwicklung dort, aber 
inzwischen auch in einigen westdeutschen Regionen, stellt zunehmend eine Bedrohung für den gesamtdeut-
schen wirtschaftlichen Wohlstand und die Leistungsfähigkeit des Landes dar. Aber die Wachstumsdefizite 
Deutschlands finden ihre Ursache nicht nur im Osten: Sie sind weitgehend dem im Sinne des globalen 
Wettbewerbs fehlangepaßten deutschen Ordnungsrahmen geschuldet. Alle drei föderalen Ebenen sollten 
sich gefordert fühlen, dieser Entwicklung mit Kreativität entgegenzutreten, eine jede auf ihren spezifischen, 
durch Föderalismus und Subsidiaritätsprinzip gegebenen Feldern, weil Ursachen und Folgen ineinander ver-
fließen.  
Mehr Geld für die neuen Länder ist nicht zu erwarten, möglicherweise noch nicht einmal zweckmäßig. 
Der wirtschaftliche Aufholprozeß muß also wieder ins Zentrum der Agenda rücken. In einem ersten Schritt 
muß der Ordnungsrahmen so gestärkt werden, daß das Wachstum für Gesamtdeutschland Vorrang erhält. 
Dabei spielt die Verantwortlichkeit der Bürger für die Politik ihrer Kommune oder ihres Landes – auch im 
finanziellen Sinne – eine wichtige Rolle. Durch eine verstärkte Rückkopplung politischen Handelns wird vor 
allem der sorgfältige Umgang mit knappen finanziellen Ressourcen erzwungen. Dabei sieht das IWH vor 
allem  die  Ausgestaltung  der  föderalen  Ordnung,  insbesondere  die  Finanzverfassung,  sodann  die  Struk-
turpolitik und die demographische Entwicklung mit erforderlichen Anpassungen der Siedlungsstruktur als 
vordringliche Politikfelder an. Folgende Politikfelder, die für die neuen Länder als besonders drängend 
erscheinen, die aber auch für Gesamtdeutschland relevant sind, müssen in naher Zukunft dringend behandelt werden: 
 
1.  Mehr wirtschaftspolitische Gestaltungsfrei-
heit gewähren, aber auch Eigenverantwort-
lichkeit einfordern  
Im  Sinne  des  Subsidiaritätsprinzips  müssen 
die neuen Bundesländer ihre wirtschaftspoli-
tischen Ziele autonom im Rahmen eines Ord-
nungsrahmens  verfolgen,  der  beispielsweise 
Subventionswettlauf bei der Ansiedlung ver-
hindert.  Dabei  sollte  sich  die  Bundesebene 
darauf  beschränken,  das  Einhalten  konstitu-
tioneller  Rahmenbedingungen,  insbesondere 
also  Beschränkungen  in  der  Verschuldung, 
und konstitutiver Rahmenbedingungen, also der 
zielorientierten  und  zweckbestimmten  Mittel-
verwendung, zu überwachen. Aufgabe der Län-
der ist es, den Rahmen institutionell zu füllen 
und auszugestalten. Eine erhöhte Gestaltungs-
freiheit  beinhaltet  auch  eine  vermehrte  Ver-
antwortung der Bürger für ihr Land und einen 
erhöhten  Bedarf  an  Wahrheit über Kosten  des 
Gemeinwesens seitens der Politiker im Sinne des 
Wettbewerbsföderalismus. Dies betrifft insbe-
sondere auch die zwingende Verknüpfung von 
Leistungszusagen  mit  Finanzierungsvorschlä-
gen im Rahmen der politischen Debatte. 
 
2.  Finanzhaushalte stabilisieren  
Infolge der hohen Schuldenstände ist ein Not-
stand der öffentlichen Haushalte in den neuen 
Bundesländern, mit Ausnahme Sachsens, vor-
hersehbar. Das aus der Notlage heraus sach-
fremde Verwenden von Mitteln aus dem Soli-
darpakt II impliziert eine Verringerung inve-
stiver Ausgaben und damit den Verlust lang-
fristiger Wachstumschancen. Insofern muß eine 
strategische Mischung von Eigenleistung und 
Hilfe  von  außen  –  Zurückfahren  staatlichen 
Konsums, vor allem im Personalbereich – durch-
gesetzt werden. Eine derartige Konsolidierungss-
trategie wäre am besten in eine Neugestaltung 
der  Arbeitsteilung  zwischen  Bund,  Ländern 
und  Gemeinden  im  Rahmen  der  Föderalis-
musreform  einzubauen.  Diese  muß  dann  im 
Sinne des Wettbewerbsföderalismus auch die 
Möglichkeit der eigenen Steuererhebung vor-
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Zugleich muß es möglich werden, öffentliche 
Einrichtungen zu privatisieren, um eine Entla-
stung der Personalkosten zu ermöglichen, die 
damit  letztlich  in  marktliche  Verantwortung 
überstellt werden. Beides impliziert Änderun-
gen im institutionellen Rahmen, insbesondere 
in den Anrechnungsverfahren im Rahmen des 
Finanzausgleichs. 
 
3.  Schließen der Funktionslücke durch  
Führungsfunktionen  
Eine wesentliche Bremse für die Entwicklung 
der neuen Bundesländer stellt die Funktions-
lücke dar, also der gegenüber den westlichen 
Ländern  zu  verzeichnende  Minderbesatz  an 
Führungsfunktionen.  Bei  den  Großbetrieben 
ist dies evident: In der Liste der 500 größten 
Unternehmen  Deutschlands  des  Jahres  2004 
finden sich nur sieben in Ostdeutschland (2003: 
neun) gegenüber 144 im etwa bevölkerungs-
mäßig  gleichgroßen  Nordrhein-Westfalen 
(Quelle: Die Welt, 27. Juni 2005), weil viele 
große Werke Töchter von westdeutschen Un-
ternehmen  sind.  Da  diese  einen  erheblichen 
Teil  der  unternehmerischen  Wertschöpfung 
ausmachen, ist unter gegenwärtigen Bedingun-
gen ein Aufholprozeß über eine Schwelle von 
etwa 85% der Produktivität Westdeutschlands 
ausgeschlossen.  Im  Mittelstand  sind  echte 
Führungsfunktionen wegen der geringen, oft 
unterkritischen  Betriebsgrößen,  kaum  ent-
wickelt. Eine unmittelbare Folge des Fehlens der 
Führungsfunktionen  ist  der  unterentwickelte 
Dienstleistungssektor, dem die unternehmens-
orientierten Funktionen abgehen. Aber auch die 
Struktur  des  Einzelhandels  spiegelt  das  Fehlen 
von hohen Einkommen mangels entsprechen-
den Führungspersonals wider. Daher sind die 
Kriterien  der  Ansiedlungsförderung  um  Bo-
nussysteme, die bestimmtes Verhalten besonders 
prämieren,  beispielsweise  den  Aufbau  einer 
eigenen Industrieforschung mit entsprechender 
Verwertung,  zu  ergänzen.  Nur durch eine Ver-
wertung vor Ort kann dem ständigen Bedarf an 
begleitender Förderung entgegengewirkt werden. 
4.  Wettbewerbsfähigkeit steigern 
Der ostdeutsche Mittelstand, der auf Sicht den 
wichtigsten Beitrag zum Schließen der Funk-
tionslücke leisten muß, muß Chancen für dy-
namisches Wachstum erhalten. Dazu sind ge-
eignete Hilfen zur Konsolidierung von Märk-
ten durch mittelständische Firmenübernahmen 
und durch Unterstützung im Prozeß des Ra-
tings  nach  Basel-II,  insbesondere  Unterstüt-
zung  der  Eigenkapitalbasis,  beispielsweise 
durch regional verortete Beteiligungsfonds, zu 
geben.  Letztlich  benötigt  die  Wirtschaft  des 
Ostens, vor allem die gewerbliche Wirtschaft, 
eine  Wachstumsstrategie,  die  institutionelle 
und  finanzielle  Bremsklötze  beseitigt.  Ersteres 
bezieht sich vor allem auf die für den klein-
teiligen  Mittelstand immer unerträglicher wer-
dende  Komplexität  des  Abgabestaats,  bei-
spielsweise  bei  Berechnung  und  Abführen 
von Steuern und Sozialbeiträgen, oder die Kom-
plexität  des  Rechtsumfeldes,  beispielsweise 
im Vertrags- und im Arbeitsrecht. Der zweite 
Punkt fokussiert vor allem auf Wachstumsunter-
nehmen, die ihre Eigenkapitalbasis erschöpft 
haben und einen verbesserten, ratinggesteuerten 
Zugang zu Eigenkapital benötigen. Auch die oft 
unterkritische Kleinteiligkeit erfordert vor allem 
in  lokalen  Märkten  eine  Konsolidierung, die 
auch  im  Hinblick  auf  die  Unternehmensnach-
folge zu unterstützen ist, um zu systemfähigen 
Unternehmensgrößen zu gelangen. 
 
5.  Schwerpunkte in der Wirtschaftsförderung 
setzen  
Die einzelbetriebliche Wirtschaftsförderung ist, 
neben  der  Infrastrukturförderung,  weiterhin 
zwingend, besonders, um „missing links“, im 
Sinne der Clusterbildung zu ergänzen. In dem 
Bewußtsein, daß der Staat nicht klüger ist als 
der  Markt  und  damit  Gestaltungspolitik  ge-
fährlich sein kann, ist anzuraten, die Ansied-
lungspolitik auf Entwicklungszentren mit identi-
fizierbaren Kompetenzen zu fokussieren, um 
letztlich durch Synergien dort stabile Wach-
stumskerne zu erzeugen. An einer angebots-
seitigen Orientierung kommt die Wirtschafts-
politik nicht vorbei. Alle Erfahrung lehrt,  daß Wirtschaft im Wandel 8/2005  255
die zunächst scheinbar benachteiligten Regio-
nen im Umfeld von Zentren langfristig durch 
deren  Aktivität  begünstigt  werden  und  daß 
dies  durch  regionalpolitische  Gestaltungspo-
litik selten erzwungen werden kann. Weiter-
hin gilt, daß es keine grundsätzlich schlechten 
Standorte gibt, sondern daß vielmehr fehlange-
paßte Wirtschaftsformen vorliegen, also neue 
Spezialisierungen zu suchen sind. Dies kann der 
Staat unterstützen, aber nicht selbst leisten. 
 
6.  Wissenskapital fördern  
Das  intellektuelle  Kapital  Ostdeutschlands 
wandert ab und gefährdet damit nicht nur den 
wirtschaftlichen  Aufschwung.  Die  Bildungs- 
und  Ausbildungskapazitäten  müssen  daher 
großzügig bemessen bleiben, um letztlich ei-
nen  Überschuß  an  hochqualifizierten  jungen 
Menschen  als  wichtigsten  Bestandteil  einer 
Angebotspolitik  vorzuhalten,  damit  Wach-
stum  zu  gewährleisten  und  auch  aus  dem 
Mittelstand heraus eine Entwicklung zu grö-
ßeren  Unternehmenseinheiten  zu  vollziehen 
ist.  Wer  hierin eine Begünstigung westdeut-
scher Regionen sieht, kann dies durch entspre-
chende Studiengebühren abfangen. Damit ge-
winnt  die  Unterstützung  von  Forschung  und 
Entwicklung  –  neben  der  Bereicherung  der 
Wirtschaft – auch eine wichtige soziale Stabi-
lisierungsfunktion.  Diese  intelligente,  wis-
sensorientierte Politik muß vor allem auch im 
Kontext der Familienpolitik betrachtet werden. 
 
7.  Kinderfreundliche Politik ermöglichen  
Neben der Abwanderung vor allem von Hoch-
qualifizierten führt der Geburtenrückgang im 
Osten  zu  einer  demographischen  Implosion, 
die  erhebliche  sozialpolitische  Destabilisie-
rungseffekte  erzeugt,  langfristig  Aufbaubemü-
hungen in erheblichem Umfang in Frage stellt, 
möglicherweise  den  Transferbedarf  zum  An-
steigen bringt. Es zeigt sich, daß der Wille, 
Familien zu gründen und Kinder in die Welt 
zu setzen, nicht durch eine qualitativ hochwer-
tige  Betreuung  allein  erreicht  werden  kann. 
Vielleicht ist diese eine notwendige, aber mit 
Sicherheit keine hinreichende Bedingung. Die 
Erkenntnis,  daß  ein  Umsteuern  heute  keine 
kurzfristige  Entlastung  bringt,  darf  nicht  als 
Alibi für „Denkpausen“ verwendet werden. In 
diesem  hochkomplexen  Feld  mannigfaltiger 
Bedürfnisse  und  Anforderungen  sollten  vor 
allem auch kleinräumige Lösungen, durchaus 
mit wettbewerblichen Experimentalcharakter, 
versucht  werden.  Die  Praxis  zeigt,  daß  dies 
ein erfolgreicher Raum für kommunale Krea-
tivität sein kann. 
 
8.  Siedlungsstruktur neu ordnen  
Die durch die spezifische Art der Übertragung 
des westdeutschen Sozialstaats auf die neuen 
Länder erzeugte Nachfragestabilisierung wird 
durch zunehmend brüchiger werdende Erwerbs-
biographien und die neue Sozialgesetzgebung 
destabilisiert.  In  den  Verdichtungsgebieten 
wird die durch den Sozialstaat induzierte in-
dividuelle  Nachfrage  stagnieren,  in  vielen 
Landstrichen wird sie zurückgehen und damit 
die Siedlungsstrukturen destabilisieren. Damit 
wird ein Bedarf an Umbau vor allem in länd-
lichen  Bereichen  erzeugt,  der  bereits  heute 
konzeptionell  in  die  Raumplanung  einzube-
ziehen  ist.  Konkret  bedeutet  dies,  daß  das 
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Ostdeutsche Exportindustrie: kleiner Kern – dynamische Peripherie 
Seit einigen Jahren glänzt der Exportsektor in den 
neuen  Bundesländern  mit  kräftigen  Umsatzzu-
wächsen beim wichtigsten Hersteller handelbarer 
Güter,  der  Industrie.  Dies  hat  viele  Beobachter 
der  Transformation  der  ostdeutschen  Wirtschaft 
überrascht,  waren  doch  im  Zuge  der  deutschen 
Vereinigung  viele  Auslandsmärkte  für  Anbieter 
aus dem Gebiet der ehemaligen DDR weggebro-
chen und viele Industriebetriebe mit einst hohen 
Exportanteilen  vom  Markt  gegangen.  Dies  kam 
nicht von ungefähr, da der West-Export der DDR 
im letzten Jahrzehnt ihrer Existenz ganz im Zei-
chen der Erwirtschaftung von Devisen unabhän-
gig von der Ertragssituation stand.1 Mit dem Ein-
zug marktwirtschaftlicher Verhältnisse wurde den 
unrentablen  Angeboten  der  Boden  entzogen,  und 
die Märkte gingen verloren. 
Wie aber ist die Entwicklung seit Beginn des 
Übergangs der Wirtschaft auf privatwirtschaftliche 
Grundlage  zu  beurteilen? Schließlich ist  die  Auf-
nahme und Unterhaltung von Auslandsgeschäften 
mit höheren Transaktionskosten verbunden und ri-
sikoreicher, als dies Inlandsgeschäfte implizieren. 
Vor diesem Hintergrund stellt sich heute die Frage 
nach der betrieblichen Basis des Auslandsumsat-
zes in der Industrie: Aus welchen Betrieben kom-
men die Zuwächse, gehören sie zum Altbestand 
oder zeichnen Neuzugänge dafür verantwortlich? 
Erkenntnisse darüber sagen nicht nur etwas über die 
Genesis  des  Exportsektors  aus,  sondern  liefern 
auch Hinweise über die Beständigkeit des betrieb-
lichen Engagements im Ausland und helfen, Pro-
gnosen abzustützen. 
Das Exportengagement ist schließlich auch ein 
Maßstab  für  die  Leistungsstärke  und  Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen. Dazu sind Ver-
gleiche mit einem Bundesland angebracht, in dem 
ein etablierter Exportsektor besteht. Die Wahl fiel 
auf  Nordrhein-Westfalen,  das  hinsichtlich  Ein-
wohnerzahl und Wirtschaftsstruktur große Ähnlich-
keiten  mit  Ostdeutschland  vor  der  Vereinigung 
                                                       
1  Laut internem Umrechnungskurs der Planungsinstanzen verlor 
die Mark der DDR in den achtziger Jahren etwa die Hälfte 
ihres  Wertes  gegenüber  der  D-Mark.  Nur  so  konnte  die 
Rentabilität in den Exportbetrieben planungstechnisch si-
chergestellt  werden.  Mit  der  Währungsunion  entschwand 
diese Möglichkeit, und die Festlegung des Umstellungskurses 
der Mark führte zu einem Kostenanstieg für die Anbieter, der 
über den Preis der Güter nicht aufgefangen werden konnte. 
aufwies. Im Mittelpunkt dieser Untersuchung ste-
hen folgende Fragen: 
-  Wie entwickelt sich der betriebliche Bestand im 
Exportsektor der ostdeutschen Industrie? 
-  Welche  Exportdynamik  weisen  Altexporteure 
und Neuzugänge auf? 
-  Gibt es Unterschiede im Entwicklungsmuster 
zwischen  den  Exportbetrieben  in  den  neuen 
Bundesländern und in Nordrhein-Westfalen? 
Solche Fragen lassen sich nicht anhand von ag-
gregierten  Branchendaten  beantworten,  da  diese 
nur die saldierte Entwicklung von Betrieben im Be-
stand abbilden. Für die Untersuchung sind einzel-
wirtschaftliche Daten erforderlich, die sowohl die 
Zugänge, den Verbleib wie auch die Abgänge aus 
dem Bestand im Einzelnen zeigen. 
Datenbasis 
Verwendet  werden  Betriebsangaben  aus  den 
Monatsberichten  des  Bereichs  Bergbau,  Gewin-
nung von Steinen und Erden und Verarbeitendes 
Gewerbe der fünf neuen Bundesländer Branden-
burg,  Mecklenburg-Vorpommern,  Sachsen,  Sach-
sen-Anhalt und Thüringen. Diese Betriebsstatistik 
bildet  das  Auslandsengagement  auf  regionaler 
Ebene adäquater als eine Unternehmensstatistik ab, 
da hier die Branchenzugehörigkeit wesentlich ge-
nauer  erfaßt  wird  und  die  Aktivitäten  der  soge-
nannten Mehrländerunternehmen dem Ort des Ent-
stehens und nicht dem Sitz der Unternehmenszen-
trale  zugerechnet  werden.  Berichtspflichtig  sind 
alle Betriebe von Unternehmen mit mindestens 20 
Beschäftigten.2 Angaben für die Jahre vor 1995 er-
wiesen sich wegen des Wechsels der Erfassungs-
konzepte  der  amtlichen  Statistik  als  nicht  hinrei-
chend vergleichbar.3 Der zum Zeitpunkt der Ana-
                                                       
2  Die Angaben wurden vom Statistischen Landesamt Sach-
sen- Anhalt bereitgestellt und erfassen sowohl die produ-
zierenden Betriebe von Unternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes  sowie  des  Bergbaus  und  der  Gewinnung  von 
Steinen und Erden mit 20 und mehr tätigen Personen als 
auch die Betriebe gleicher Beschäftigtenzahl anderer Wirt-
schaftsbereiche und des Handwerks, die Produkte des Ver-
arbeitenden Gewerbes sowie des Bergbaus und der Gewin-
nung von Steinen und Erden absetzen.  
3  Ab  1995  galt  die  „Klassifikation  der  Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1993“, kurz WZ 93 genannt. Sie löste die „Sy-
stematik der Wirtschaftszweige, Fassung für die Statistik 
im Produzierenden Gewerbe“, kurz SYPRO genannt, ab. Wirtschaft im Wandel 8/2005  257
lyse verfügbare Datensatz reichte in länderbezoge-
ner Betrachtung bis zum Jahr 2001. Im Monatsbe-
richt wird über die aktiven Betriebe zu den Merk-
malen Umsatz im Inland und im Ausland, Zahl der 
Beschäftigten, Zahl der Arbeitsstunden, Lohn- und 
Gehaltssumme berichtet. Die monatlichen Angaben 
bilden die Grundlage für die Berechnung von jähr-
lichen Werten. 
Der Beginn des Untersuchungszeitraums fällt 
mit 1995 auf ein Jahr, in dem die Turbulenzen der 
Privatisierung der staatlichen Industriekombinate 
im Wesentlichen vorüber waren. Das Ausgangs-
jahr markiert zugleich für die Mehrzahl der priva-
tisierten Betriebe in Ostdeutschland eines der er-
sten Jahre für die Entwicklung unter privatwirt-
schaftlichen Bedingungen, das Endjahr 2001 war 
nach dem Boom im Jahr 2000 ein eher normales 
Exportjahr. 
Analoge Angaben werden für Nordrhein-West-
falen genutzt. Hier handelt es sich nicht nur um 
ein westdeutsches Bundesland, das nach Einwoh-
nerzahl  und  Wirtschaftsstruktur  dem  ostdeutschen 
Wirtschaftsgebiet  vor  der  deutschen  Vereinigung 
am ähnlichsten war. Zugleich ist es auch für die 
Zeit danach wegen der Probleme des Umbaus ei-
nes altindustriellen Standortes wohl am ehesten mit 
Ostdeutschland  vergleichbar.  Es  weicht  zudem 
nicht  erheblich  vom  westdeutschen  Durchschnitt 
ab. Die Exportquote der Industrie liegt, gemessen 
als Anteil des Auslandsumsatzes am Umsatz ins-
gesamt,  knapp  unter  dem  westdeutschen  Durch-
schnittsniveau (2001: Nordrhein-Westfalen: 35,4%, 
ABL:  38,2%),  ähnliches  gilt  für  die  Arbeitspro-
duktivität  in  der  Industrie,  gemessen  als  Brutto-
wertschöpfung je Erwerbstätigen (2001: Nordrhein-
Westfalen: 53 026 Euro, ABL: 56 612 Euro). 
Methode 
Für die Untersuchung des Exportverlaufs auf be-
trieblicher Ebene bietet sich eine Kohortenanalyse 
an. Mit ihr lassen sich sowohl die Teilnahme der 
Betriebe  am  jährlichen  Exportgeschäft  als  auch 
die Stärke des Exportengagements in Gestalt des 
Auslandsumsatzes im Zeitablauf verfolgen. Dazu 
werden die Betriebe zunächst nach ihrem Einstieg 
in das Exportgeschäft, dem Verbleib in ihm oder 
dem Ausstieg aus ihm gruppiert. Die Betriebe, die 
erstmalig  Auslandsumsatz  melden,  werden  als 
                                                       
Dies hatte einschneidende Konsequenzen für die Abgren-
zung einiger Industriebranchen.  
Einsteiger in das Exportgeschäft bezeichnet. Be-
triebe, die keinen Auslandsumsatz mehr angeben, 
werden Aussteiger genannt. Jede Kohorte faßt in 
diesem Zusammenhang alle Betriebe zusammen, 
die  entweder  innerhalb  eines  Jahres  angefangen 
haben, Umsatz im Ausland zu erzielen (Zugangs-
kohorte), oder bereits im Ausgangsjahr der Ana-
lyse 1995 exportierten.  
Die Industriebetriebe, die in Ostdeutschland das 
Jahr 1995 erlebten und Exportgeschäfte unterhiel-
ten, setzten sich vermutlich hauptsächlich aus Alt-
betrieben zusammen, auch wenn sie oft durch Ab-
spaltungen aus dem Kerngeschäft der privatisier-
ten  Staatsunternehmen  oder  durch  Ausgründun-
gen  entstanden  sind.  Tatsächliche  Neugründungen 
dürften  in  dieser  Kohorte  eine  klare  Minderheit 
bilden. Diese Kohorte wird deshalb vereinfacht als 
Kohorte der „Altexporteure“ bezeichnet. 
Die  Kohortenanalyse  zeigt  den  Verbleib  der 
Kohortenmitglieder  und  deren  Merkmalsausprä-
gungen im Zeitablauf. Zum einen wird ersichtlich, 
wie viele Betriebe dieser Gruppe von Jahr zu Jahr 
bis zum Ende des Beobachtungszeitraums als Wirt-
schaftssubjekte  überlebt  haben,  zum  anderen, 
welche  Betriebe  im  Auslandsgeschäft  aktiv 
geblieben  sind.  Meßgrößen,  die  diese  Sachver-
halte verdeutlichen, sind die Überlebensrate und 
die  Aussteigerrate.  Errechnet  werden  die  Raten, 
bezogen auf das Ausgangsniveau. Mit der Über-
lebensrate  kann  angegeben  werden,  in  welchem 
Grade die Exporteure der einzelnen Kohorten von 
Jahr zu Jahr das Auslandsgeschäft fortgesetzt ha-
ben. Sie zeigt aber auch, inwieweit sich die Ent-
wicklungsmuster der einzelnen Kohorten vonein-
ander unterscheiden und Angleichungstendenzen 
erkennbar werden. Dieser Teil der Untersuchung 
konzentriert sich auf die Betriebe, die ununterbro-
chen im Ausland tätig waren und damit zum Kern 
der jeweiligen Kohorte gehörten. 
Ostdeutscher Exportsektor mit hoher Dynamik 
Die  Industrie  Ostdeutschlands  richtet  sich  seit 
Mitte  der  1990er  Jahre  verstärkt  auf  die  Aus-
landsmärkte aus. Trotz hoher Zuwachsraten in der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre werden aber 
mit einem Anteil von 23% des Auslandsumsatzes 
am Gesamtumsatz insgesamt nur knapp zwei Drit-
tel  der  industriellen  Exportquote  von  Nordrhein-
Westfalen  realisiert.  Von  den  rund  8 000  Indu-
striebetrieben der ostdeutschen Flächenländer un-
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der Beschäftigten Auslandsgeschäfte. In Nordrhein-
Westfalen exportierten von etwa 11 000 Betrieben 
63% mit 81% der Beschäftigten (vgl. Tabelle 1). 
 
Tabelle 1: 
Betriebe,  Beschäftigte  und  Auslandsumsatz  des 
Exportsektors der ostdeutschen Industrie 
- in % der Industrie insgesamt - 
1996  1997  1998  1999  2000  2001  NRW 
2001 
Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz  
12,1  14,5  17,9  18,6  21,3  23,0  35,4 
Anteil der Exportbetriebe  
33,7  34,0  35,2  36,3  37,7  39,5  63,0 
Anteil der Beschäftigten in den Exportbetrieben  
48,1  49,4  52,6  53,7  54,4  55,7  81,0 
Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt: Monatsbe-
richt des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf ostdeut-
schen Flächenländer; Berechnungen des IWH. 
 
Tabelle 2: 
Betriebs- und Beschäftigungsdichte der Industrie 
in den ostdeutschen Flächenländern 
- Angaben pro Einwohner, NRW = 100 - 
Insgesamt  Exporteure 
  Betriebe  Beschäftigte  Betriebe  Beschäftigte 
1995  79,8  41,8  43,5  26,2 
1996  86,0  45,6  45,0  27,1 
1997  86,4  44,9  46,9  27,8 
1998  90,7  48,6  50,6  32,1 
1999  90,2  48,8  52,5  32,7 
2000  94,3  49,2  57,0  33,1 
2001  94,5  53,1  59,4  36,5 
Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt: Monatsbe-
richt des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf ostdeut-
schen Flächenländer; Berechnungen des IWH. 
Dabei hat sich die Ausstattung der neuen Län-
der  mit  Industriebetrieben  erhöht.  Die  Betriebs-
dichte pro Einwohner erreicht hier knapp 95% des 
nordrhein-westfälischen  Niveaus.  Der  Beschäfti-
gungsstand bleibt aber mit 53% noch deutlich dar-
unter.  Die  Betriebe  der  ostdeutschen  Industrie 
sind  nach  Restrukturierung,  Privatisierung,  Um- 
oder  Neugründung  im  allgemeinen  noch  recht 
jung und deutlich kleiner. In Ostdeutschland ent-
fielen 2001 auch nur 19% der Wertschöpfung auf 
die  Industrie,  in  Nordrhein-Westfalen  waren  es 
24%.  Der  Besatz  an  Exportbetrieben,  gemessen 
an der Bevölkerungszahl, lag im Jahr 2001 trotz 
sichtbarer  Fortschritte  erst  bei  knapp  60%  des 
Standes  in  Nordrhein-Westfalen,  die  Beschäfti-
gung  in  den  Exportbetrieben  sogar  bei  nur  37% 
(vgl. Tabelle 2). 
Exportengagement der ostdeutschen Betriebe 
weniger nachhaltig, ...  
Die  Entscheidung  für  Auslandsaktivitäten  ist  in 
der Regel weder ein einmaliges Phänomen noch 
eine dauerhafte Erscheinung. So ändert sich die 
Exportbeteiligung von Jahr zu Jahr in nicht unbe-
trächtlichem Ausmaß (vgl. Tabelle 3).4  
 
Tabelle 3: 
Einsteiger in das und Aussteiger aus dem Export-
geschäft in der Industrie der ostdeutschen Flächen-
länder und Nordrhein-Westfalens
a 









NBL  NRW  NBL  NRW  NBL  NRW 
1995      6,8  3,1  9,3  3,6 
1996  8,8  9,7  8,4  4,8  3,7  1,1 
1997  8,3  10,7  7,1  5,0  2,4  1,3 
1998  8,1  7,9  6,4  3,3  2,8  1,3 
1999  8,4  11,9  5,2  4,4  2,5  1,3 
2000  8,4  7,8  4,9  3,0  1,5  0,6 
2001  8,8  9,7         
Durch-









a  Ergebnisse  aus  den  Monatsberichten  des  Bereichs  Bergbau, 
Gewinnung  von  Steinen  und  Erden,  Verarbeitendes  Gewerbe  der 
fünf ostdeutschen Flächenländer und Nordrhein-Westfalens. – 
b Anteil 
der Einsteiger in den Export an den Nicht-Exporteuren. – 
c Anteil der 
Aussteiger aus dem Export an den Exporteuren. 
Quellen: Statistisches  Landesamt  Sachsen-Anhalt;  Berechnun-
gen des IWH. 
                                                       
4  Ein Vergleich mit der Industrie der USA in den Jahren 
1984 bis 1992 zeigt allerdings die größere Zurückhaltung 
deutscher  Betriebe  beim  Einstieg  in  den  Export.  In  der 
US-Industrie haben im Durchschnitt des genannten Zeit-
raums 13,9% der Nicht-Exporteure jährlich neu Exportge-
schäfte aufgenommen, allerdings stoppten mit 12,6% auch 
mehr Exporteure jährlich ihre Auslandstätigkeit. Vgl. BER-
NARD, A. B.; JENSEN, J. B.: Why Some Firms Export?: Ex-
perience, Entry Costs, Spillovers, and Subsidies. Dartmouth 
1997, mimeo, S. 9. Wirtschaft im Wandel 8/2005  259
Im betrachteten Zeitraum suchten durchschnitt-
lich jährlich 8,4% der bislang Nicht-Exporteure in 
den neuen Bundesländern den Einstieg in das Aus-
landsgeschäft, 9,9% der Exporteure haben durch-
schnittlich jährlich ihre Exportaktivitäten wieder 
eingestellt.  Davon  sind  6,4%  wegen  Schließung 
aus dem Bestand ausgeschieden, 3,5% haben ihre 
Absatzaktivitäten vom Ausland in das Inland zu-
rückverlagert. In Nordrhein-Westfalen wagten mit 
9,6% der bislang Nicht-Exporteure nur geringfügig 
mehr Betriebe den Einstieg. Allerdings schied ein 
deutlich geringerer Teil der Betriebe aus, davon 
3,9% der Exporteure wegen Schließung und 1,5% 
wegen  Verlagerung  des  Absatzes  in  das  Inland. 
Die  Industriebetriebe  in  Ostdeutschland  nehmen 
somit auf den ersten Blick nicht so nachhaltig am 
Exportgeschäft teil wie die in Nordrhein-Westfalen. 
... aber kaum noch Unterschiede im Überleben 
von Neueinsteigern 
Betrachtet man die Zugangs- und Altkohorten ge-
trennt, dann relativiert sich das Bild. Die Überle-
bensraten der Neueinsteiger weichen im Unterschied 
zu den Altexporteuren nur noch wenig vom nord-
rhein-westfälischen Pendant ab (vgl. Abbildung 1). 
Von den Altexporteuren im Bestand 1995 haben in 
der ostdeutschen Industrie nach sechs Jahren noch 
62%  existiert  und  57%  exportiert.  In  NRW  fällt 
dieser Anteil um 15 Prozentpunkte höher aus.5 Hier 
zeigt sich vor allem die Stabilität der Exporttätig-
keit  der  schon  länger  etablierten  und  marktwirt-
schaftlich erfahrenen Betriebe der nordrhein-west-
fälischen Industrie. 
Bei den neu hinzugekommenen Exportbetrieben 
überlebten deutlich weniger als im Altbestand, und 
dies gilt für beide Regionen. Die Überlebensraten der 
Neueinsteiger in den neuen Bundesländern weichen 
im Durchschnitt nur noch um 3 Prozentpunkte und 
im Export um 5 Prozentpunkte von denen in Nord-
rhein-Westfalen ab. 
Exporteinstieg ostdeutscher Betriebe weniger 
konjunkturreagibel 
Die  Häufigkeiten  des  Einstiegs  in  ausländische 
Märkte verdeutlichen allerdings auch, daß die ost-
                                                       
5  Damit ist die Austrittswahrscheinlichkeit der Exporteure 
im Osten in den ersten fünf Jahren auch überdurchschnitt-
lich  hoch  gegenüber  der  von  Gründungskohorten  über-
haupt. Vgl. BLUM, U.; LEIBBRAND, F. (Hrsg): Entrepre-
neurship und Unternehmertum. Wiesbaden 2001, S. 133. 
deutschen Betriebe im Export weniger konjunk-
turabhängig reagieren als ihr westdeutsches Pendant. 
 
Abbildung 1: 
Überlebensrate der Exportkohorten im Auslands-
geschäft: NBL und NRW im Vergleich 
-  Anteil  der  zum  jeweiligen  Zeitpunkt  überlebenden 
und  ununterbrochen  exportierenden  Betriebe  an  der 
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Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Monatsbe-
richt des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf ostdeut-
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Während in der Industrie Nordrhein-Westfalens vor 
Aufschwungjahren der Neueinstieg in den Export 
deutlich intensiver gewagt wird als in vorwiegend 
rezessiven Zeiträumen, ist in Ostdeutschland im ge-
samten Zeitraum ein nahezu stabiler Anteil von Ein-
tritten in den Export zu beobachten (vgl. Tabelle 4).
6 
Diese  Tatsache  dürfte  im  wesentlichen  der  noch 
nicht abgeschlossenen Aufbauphase der ostdeutschen 
Betriebe geschuldet sein. Sie verläuft relativ unab-
hängig von konjunkturellen Schwankungen. 
Intensiver Erneuerungsprozeß unter ostdeut-
schen Exporteuren 
Die Unterschiede in den Überlebensraten zwischen 
den verschiedenen Kohorten aus den neuen Bun-
desländern  und  aus  Nordrhein-Westfalen  schlagen 
sich auch in verschiedenen Geschwindigkeiten des 
strukturellen  Wandels  innerhalb  des  Exportsek-
tors nieder. Die betriebliche Bestandserneuerung 
ist im Osten deutlich stärker ausgeprägt. 
 
Tabelle 4: 
Alte  und  neue  Exporteure  im  zeitlichen  Längs-
schnitt – Industrie der ostdeutschen Flächenländer 
und Nordrhein-Westfalens im Vergleich
a 
- Anteile an den Exporteuren insgesamt in % - 
Expor-
teure  1995  1996  1997  1998  1999  2000  2001 
Neue Bundesländer 
Alte  100  82,7  71,9  64,3  56,5  50,9  46,2 
Neue  -  17,3  28,1  35,7  43,5  49,1  53,8 
Nordrhein-Westfalen 
Alte  100  94,6  89,5  86,6  81,7  79,2  74,7 
Neue  -  5,4  10,5  13,4  18,3  20,8  25,3 
a  Ergebnisse aus den Monatsberichten des Bereichs Bergbau, Gewin-
nung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf ost-
deutschen Flächenländer und Nordrhein-Westfalens. 
Quellen:  Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Berechnungen 
des IWH. 
In den neuen Bundesländern hat sich der betrieb-
liche Bestand an Exporteuren im Untersuchungs-
zeitraum um reichlich ein Drittel erhöht. Am Ende 
des  Zeitraums  setzten  sich  die  Exporteure  nach 
sechs  Beobachtungsjahren  nur  noch  zu  weniger 
als der Hälfte aus Altexporteuren zusammen. In Nord-
rhein-Westfalen dagegen ist der Bestand mit zwei 
                                                       
6  Auch  Bernard  und  Jensen  berichten  von  einer  deutlich 
höheren Eintrittsfrequenz amerikanischer Firmen in den Ex-
port in konjunkturellen Boomjahren. Vgl. a. a. O. 
Prozent nur geringfügig gestiegen und setzte sich 
zu drei Vierteln aus Altexporteuren zusammen (vgl. 
Tabelle 4). Der Abgang von Altexporteuren war 
im Osten im ersten Jahr am stärksten. Erst in den 
letzten  Jahren  hat  sich  das  Tempo  des  Verjün-
gungsprozesses  zwischen  den  beiden  Regionen 
angeglichen. 
Der  Kernbereich  an  Exporteuren  blieb  in  Ost-
deutschland in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger 
Jahre relativ klein und war von einer großen Peri-
pherie umgeben. Die Erneuerung lief bei deutlich 
wachsendem Bestand in hohem Tempo ab. In Nord-
rhein-Westfalen  blieb  der  Kernbereich  dagegen 
recht groß, und die Erneuerung des Gesamtbestan-
des hielt sich in engen Grenzen. 
Exporteinsteiger im Osten deutlich kleiner als in 
NRW, dafür aber recht dynamisch 
Obwohl sich die ostdeutschen Neueinsteiger genauso 
wie die nordrhein-westfälischen gegen eine schon 
etablierte Konkurrenz im Ausland durchsetzen müs-
sen, fällt die Wachstumsdynamik der ostdeutschen 
Betriebe im allgemeinen höher aus. Das wird be-
sonders  bei  den  durchgängig  im  Export  tätigen 
Betrieben deutlich (vgl. Tabelle 5). 
 
Tabelle 5: 
Auslandsumsatz und Umsatz insgesamt 2001 gegen-
über dem Startpunkt der Kohorte in der Industrie 
der  ostdeutschen  Flächenländer  und  Nordrhein-
Westfalens
a 
- Startjahr = 100 - 
NBL  NRW 
Kohorte  Umsatz  Export  Umsatz  Export 
1995  177  269  116  142 
1996  289  674  135  157 
1997  177  225  165  252 
1998  183  270  148  166 
1999  163  235  151  205 
a  Ergebnisse  aus  den  Monatsberichten  des  Bereichs  Bergbau, 
Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf 
ostdeutschen Flächenländer und Nordrhein-Westfalens. 
Quellen: Statistisches  Landesamt  Sachsen-Anhalt;  Berechnun-
gen des IWH. 
Diese Betriebe sind zwar zum Zeitpunkt des Ein-
tritts in den Export erheblich kleiner als die in Nord-
rhein-Westfalen  –  das  zeigt  sich  z. B.  am  durch-
schnittlichen Umsatz pro Betrieb (vgl. Abbildung 2). 
Die  hohen  Steigerungsraten  beruhen  aber  nicht 
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Abbildung 2: 
Mittlere Betriebsgröße der Exportkohorten und de-
ren Entwicklung: NBL und NRW im Vergleich 
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Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Monatsbe-
richt des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und  Erden,  Verarbeitendes  Gewerbe  der  fünf  ost-
deutschen Flächenländer; Berechnungen des IWH. 
Abbildung 3: 
Mittlerer Auslandsumsatz der Exportkohorten und 
dessen Entwicklung: NBL und NRW im Vergleich 
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Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Monatsbe-
richt des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen 
und  Erden,  Verarbeitendes  Gewerbe  der  fünf  ost-
deutschen Flächenländer; Berechnungen des IWH. 
resultieren auch in Zuwächsen Pro-Kopf. Nach er-
folgreicher  Profilierung  auf  den  inländischen 
Märkten wagen die noch sehr jungen Betriebe der 
ostdeutschen  Industrie  den  Schritt  ins  Ausland, 
oft  auch,  wenn  sie  ihre  optimale  Betriebsgröße 
noch  nicht  erreicht  haben.  Gelingt  der Einstieg, 
nutzen sie die Expansionsmöglichkeiten auf den 
ausländischen Märkten, um die Entwicklung ihres 
Betriebes hin zu optimalen Größenverhältnissen zu 
beschleunigen. 
Eine gewisse Ausnahme bilden die Exportko-
horten, die in den konjunkturell günstigen Jahren 
1997 und 2000 mit Auslandsgeschäften begonnen 
haben. Hier weisen die Exportbetriebe Nordrhein-
Westfalens ebenfalls eine hohe Wachstumsdynamik 
aus, was in Analogie zum Eintrittsverhalten in den 
Export auf eine stärkere Konjunkturreagibilität die-
ser Betriebe hindeutet. So intensiv die marktwirt-
schaftlich etablierten Betriebe Nordrhein-Westfalens 
den Aufschwung mitnehmen, so abrupt reagieren sie 
aber auch bei Konjunkturrückschlägen. Das zeigt 
sich in fast allen Kohorten an der Exportentwick-
lung im Jahr 2001. Sie fällt in Nordrhein-Westfa-
len besonders deutlich ab oder wird sogar negativ, 
während in den Industriebetrieben der neuen Bun-
desländer der Export zwar schwächer wächst, die 
Zuwachsrate aber immer noch hoch bleibt. 
Trotz der kräftigen Exportdynamik werden die 
durchschnittlichen Exportumsätze der Betriebe Nord-
rhein-Westfalens auch am Ende des Betrachtungs-Wirtschaft im Wandel 8/2005  262
Abbildung 4: 
Anpassung der Exportquoten der Exportkohorten 















Quellen: Monatsbericht  des  Bereichs  Bergbau,  Gewinnung 
Steine und Erden, Verarbeitendes Gewerbe der fünf 
ostdeutschen Flächenländer; Statistisches Landesamt 
Sachsen-Anhalt; Berechnungen des IWH. 
Abbildung 5: 
Technologieintensität
a der Zugangskohorten: NBL 
und NRW im Vergleich 
-  Anteil  der  Betriebe  mit  hochwertiger  Technik  oder 
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a  Eingruppierung der Betriebe nach der Technologieintensität der Wirt-
schaftszweige lt. ISV_NIW-Liste. 
Quellen: Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt; Monatsbericht
des Bereichs Bergbau, Gewinnung von Steinen und Er-
den, Verarbeitendes Gewerbe der fünf ostdeutschen 
Flächenländer; Berechnungen des IWH. 
zeitraums  von  den  ostdeutschen  Industriebetrie-
ben nicht erreicht. Der Abstand verringert sich aber. 
Auch die Exportquoten können mit Ausnahme der 
Betriebe der Exportkohorte 1996 nicht überboten 
werden (vgl. Abbildung 3). Ein wesentlicher Grund 
dafür sind die deutlich kleineren Betriebsgrößen-
verhältnisse, und sie ändern sich nur allmählich. Für 
das Jahr 2001 können etwa 30% der Exportlücke 
gegenüber NRW allein von daher erklärt werden. 
Insgesamt  kam  am  Ende  des  Beobachtungszeit-
raums  ein  Viertel  des  Auslandsumsatzes  in  Ost-
deutschland von den Neuexporteuren, in Nordrhein-
Westfalen waren das nur zehn Prozent. 
 
Fazit 
Der  Auslandsumsatz  der  Industrie  ist  in  Ost-
deutschland schneller als in Westdeutschland ins-
gesamt und darunter auch in Nordrhein-Westfalen, 
dem größten und am ehesten mit den ostdeutschen 
Flächenländern  vergleichbaren  Bundesland,  ge-
stiegen. Mit den Altexporteuren besteht in beiden 
Regionen ein stabiler Kern, um den sich eine mehr 
oder weniger dynamische Peripherie von Exportein-
steigern  schart.  Der  Kernbereich  ist  allerdings  in 
Ostdeutschland  nicht  nur  absolut,  sondern  auch 
relativ kleiner als in Nordrhein-Westfalen, und die 
Entwicklung des Sektors wird hier bedeutend stärker 
von den Neueinsteigern bestimmt. 
Gemessen an der Exportquote ist die ostdeut-
sche Region näher an Nordrhein-Westfalen heran-
gerückt (vgl. Abbildung 4), auch wenn die Entwick-
lung nicht immer kontinuierlich verlaufen ist. Die 
mit  dem  Startjahr  1996  älteste  der  analysierten 
Zugangskohorten erreichte in den letzten Jahren 
sogar eine höhere Exportquote als ihr nordrhein-
westfälisches Pendant. Die 1997-er Kohorte, die 
den besten Start aufweist, wurde zwar durch die 
weltweite  Konjunkturdelle  1998/1999  im  Aus-
landsengagement zurückgeworfen, zuletzt deutet sich 
aber auch hier eine Stabilisierung an.  
Die Expansion des ostdeutschen Exportsektors 
wurde dadurch begünstigt, daß die Betriebe mit 
Erzeugnissen  aus  der  Gruppe  hochwertiger  und 
Spitzentechnik insbesondere in den Zugangskohorten 
vergleichsweise große Bedeutung erlangt haben (vgl. 
Abbildung 5). Damit bestehen zugleich gute Vor-
aussetzungen  für  eine  Fortsetzung  der  dynami-
schen Entwicklung, da sich Absatzchancen im Aus-
land gerade in diesen Warengruppen ergeben dürf-
ten. Dies bestätigen auch die kräftigen Zuwächse der 
innovativen Branchen am aktuellen Rand. 
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Die „gerechte“ Strafe im Kartellverfahren
Gemäß  § 1  des  Gesetzes  gegen  Wettbewerbsbe-
schränkungen  (GWB)  sind  wettbewerbsbeschrän-
kende Vereinbarungen, Beschlüsse von Unterneh-
mensvereinigungen  und  abgestimmte  Verhaltens-
weisen  grundsätzlich  verboten.  Kooperationen zwi-
schen Unternehmen können aber durchaus positive 
Effekte haben, wie z. B. im Bereich Forschung und 
Entwicklung. Daher hat der Gesetzgeber Ausnahmen 
vom per se Verbot zugelassen. Bisher mußten Unter-
nehmen dafür ihre Vereinbarung bei der Kartell-
behörde anmelden, diese überprüfte dann, ob die 
Voraussetzungen für eine Freistellung erfüllt sind 
und  gab  dementsprechend  die  Vereinbarung  frei 
oder untersagte die Durchführung. Im Rahmen der 7. 
GWB-Novelle hat sich die Rechtslage hierzu grund-
legend geändert. Das Genehmigungsverfahren wurde 
ersetzt durch das sog. Institut der Legalausnahme. 
Die Unternehmen müssen nun selbst prüfen, ob die 
Freistellungsvoraussetzungen  für  ihre  Vereinba-
rung  vorliegen  und  die  Kooperation  somit  vom 
Kartellverbot des § 1 GWB ausgenommen ist. Eine 
Freistellung durch die Kartellbehörden – wie bisher – 
ist grundsätzlich nicht mehr vorgesehen. Die Un-
ternehmen  stehen  daher  nun  vor  dem  Dilemma, 
daß  sie  die  Situation  falsch  eingeschätzt  haben 
könnten und ihre vermeintlich legale Vereinbarung 
doch unter das Kartellverbot fällt und sie die hohen 
Bußgelder, die das Kartellrecht für Verstöße gegen 
die Vorschriften vorsieht, fürchten müssen. Das stra-
tegische Handeln der Unternehmen wird folglich in 
einen völlig neuen Rahmen gestellt. „Good competi-
tion governance“ als Teil des Risikomanagements 
wird damit zu einer essentiellen Komponente der 
Unternehmensführung.  Die  Kartellbehörde  steht 
dabei vor dem Problem, die Höhe der Buße so zu 
bemessen, daß seitens der Unternehmen keine An-
reize entstehen, Kartelle bewußt zu bilden oder zu 
nachlässig bei der Prüfung der Frage, ob ein kar-
tellrechtlich  verbotener  Tatbestand  vorliegt  oder 
entstehen könnte, vorzugehen. Genau dies steht je-
doch  im  Konflikt  mit  dem  eigentumsrechtlichen 
und zugleich ökonomischen Erfordernis, die Unter-
nehmen nicht durch die Strafe in die Insolvenz zu 
treiben bzw. ihre wirtschaftliche Leistungskraft der-
art zu schmälern, daß in Folge die Wettbewerbs-
intensität sinkt. 
Per se Verbot von Kartellen 
Unternehmer versuchen seit jeher sich dem Druck 
des  Wettbewerbs  durch  wettbewerbskonformes 
strategisches  Handeln,  aber  auch  durch  wettbe-
werbsbeschränkende  Absprachen  und  Vereinba-
rungen zu entziehen.7 Das Aufrechterhalten eines 
funktionsfähigen  Wettbewerbs  steht  deshalb  im 
Zentrum  der  Wettbewerbspolitik liberaler Markt-
wirtschaften. Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht ist 
die  Bildung  von  Kartellen  nicht  wünschenswert, 
da durch dieses kollusive Verhalten der Marktme-
chanismus  unterdrückt  wird,  so  daß  der  Wettbe-
werb seine Funktionen nicht entfalten kann, was 
wiederum  zu  einem  suboptimalen  Marktergebnis 
führt. Um den Wettbewerb vor Beschränkungen zu 
schützen  und  somit  ein  optimales  Marktergebnis 
zu gewährleisten, ist ein gesetzlicher Rahmen not-
wendig. Daher wurden seit dem 19. Jahrhundert in 
nahezu  allen  Marktwirtschaften  Wettbewerbsvor-
schriften implementiert. Welche Tatbestände dabei 
als wettbewerbsbeschränkend anzusehen sind, war 
in historischer Sicht durchaus einem Wandel un-
terworfen. Zu beachten ist hierbei aber, daß nicht 
nur die wirtschaftspolitische und juristische Beur-
teilung, sondern auch die Unternehmensstrukturen 
selbst  einem  dynamischen  Wandel  unterworfen 
waren.8  
Im deutschen Recht ist in § 1 GWB das grund-
sätzliche  Verbot  wettbewerbsbeschränkender Ab-
sprachen  normiert.9  Jedoch  können  Vereinbarun-
gen und Kooperationen zwischen Wettbewerbern 
de  facto  durchaus  positive  Effekte  erzeugen,  so-
wohl für die beteiligten Unternehmen als auch für 
die  Verbraucher  (z. B.  wenn  im  Rahmen  einer 
F&E Kooperation Innovationen entstehen). Daher 
hat  der  Gesetzgeber  mit  der  Generalklausel  des 
                                                       
7  So bereits SMITH, A.: An Inquiry into the Nature and Causes of 
the Wealth of Nations, 1952, p. 55. Auch EUCKEN, W.: 
Grundsätze der Wirtschaftspolitik, 6. Aufl., 1990, S. 31. Vgl. 
auch die Ausführungen zum Vermögensvorteil im Anschluß. 
8  Einen Überblick über den Wandel der wirtschaftspolitischen 
Beurteilung von Kartellen liefern die Beiträge in: KASTL, L. 
(Hrsg.): Kartelle in der Wirklichkeit, 1963. 
9  Gemäß § 1 GWB sind Vereinbarungen zwischen Unterneh-
men, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und auf-
einander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine Verhin-
derung,  Einschränkung  oder  Verfälschung  des  Wettbewerbs 
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§ 2 I  GWB  Ausnahmen  vom  Kartellverbot  zuge-
lassen.10 Daraus folgt, daß Unternehmen durchaus 
legale  Vereinbarungen  mit  Wettbewerbern  (hori-
zontal)  bzw.  Lieferanten oder Abnehmern (verti-
kal) treffen können. Doch wann ist eine Absprache 
erlaubt und wann ist sie verboten? Und wie reagie-
ren Unternehmen angesichts (vermuteter) Verhal-
tensweisen der Kartellbehörden? Und wie richten 
sich diese auf Unternehmensstrategien ein?  
Eine  effiziente  Wettbewerbs-,  insbesondere 
Kartellpolitik  muß  das  Risikokalkül  der  Unter-
nehmen  in  das  Zentrum der Betrachtung rücken. 
Denn diese prüfen vor dem Hintergrund der Buß-
geldregelungen (a), ob sich ein bewußtes Fehlver-
halten (b) lohnt, ob man das Risiko eines unbeab-
sichtigten Fehlverhaltens (c) tragen kann und wel-
che  Wahrscheinlichkeit  besteht,  daß  dieses  ent-
deckt und rechtskräftig geahndet wird (d).  
Was ist neu im deutschen Kartellrecht? 
Am 1. Juli 2005, 14 Monate später als geplant11, ist 
das Siebte Gesetz zur Änderung des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbeschränkungen in Kraft getreten. 
Ziel der Novelle war die Anpassung an das euro-
päische Kartellrecht sowie die Erhaltung und Stär-
kung des Wettbewerbsprinzips. Durch diese Rechts-
novelle wurden gleichermaßen die Punkte (a) und (c) 
erheblich verändert.  
Zu  den  wichtigsten  Neuerungen12  gehört  die 
Einführung  des  Instituts  der  Legalausnahme  und 
damit verbunden die Abschaffung des bisherigen 
Freistellungssystems. Anstelle der Kartellbehörde 
müssen nun die Unternehmen selbst entscheiden, 
ob ihre Vereinbarungen unter den Freistellungstat-
bestand des § 2 I GWB13 fallen und somit automa-
                                                       
10 In den §§ 3, 28, 30 GWB sind weitere spezielle Ausnahme-
regelungen erfaßt. 
11 Das eigentliche Ziel, das neue Gesetz zusammen mit der 
VO 1/03 am 01.05.2004 in Kraft treten zu lassen, konnte auf-
grund heftiger Diskussionen zum Pressefusionsrecht nicht 
eingehalten werden. 
12 Auf eine umfassende Darstellung der materiell-rechtlichen 
sowie verfahrensrechtlichen Änderungen soll an dieser Stelle 
verzichtet werden. Siehe dazu: KARL, M.; REICHELT, D.: 
Die  Änderungen  des  Gesetzes  gegen  Wettbewerbsbe-
schränkungen durch die 7. GWB-Novelle, in: Der Betrieb, 
2005, S. 1436-1444. 
13 Gemäß § 2 I GWB kann die Kooperation vom Kartellver-
bot ausgenommen werden, wenn folgende vier Vorausset-
zungen kumuliert erfüllt sind: Sie muß a) zur Verbesserung 
der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung 
des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen, 
tisch vom Kartellverbot des § 1 GWB ausgenom-
men sind. Generell ist diese Entwicklung sehr zu 
begrüßen, weil es zu einem erheblichen Bürokra-
tieabbau führt, was schließlich auch in der Inten-
tion des Gesetzgebers lag („entbürokratisierte Rechts-
anwendung“14). Allerdings verfügen die Behörden 
mangels Genehmigungspflicht jetzt über eine ge-
ringere Kontrollmöglichkeit, bzw. die Art der Kon-
trolle ändert sich. So konnten sie bislang bereits im 
Vorfeld die Vereinbarungen aufgrund der Anmel-
dungen auf wettbewerbswidrige Bestandteile über-
prüfen (ex-ante), seit dem 01.07.2005 können sie 
dies nur noch im nachhinein (ex-post), da Anmel-
dungen nicht mehr erforderlich sind. Dies betrifft 
aber  lediglich  die  „legalen  Kartelle“.  Die  sog. 
Hardcore-Kartelle15 wurden auch in der Vergan-
genheit nicht angemeldet. Daher konnte hier auch 
bislang  nur  eine  ex-post  Kontrolle  stattfinden, 
bzw. war die Behörde auf Hinweise angewiesen. 
Die Beweislast für das Zutreffen der Freistel-
lungsvoraussetzungen liegt nun bei den Unternehmen. 
Diese müssen die relevanten Marktparameter daher 
ständig selbst beobachten. Für den Fall einer Fehl-
einschätzung  der  abgeschlossenen  Vereinbarung 
besteht  für  die  Beteiligten  ein  erhebliches  wirt-
schaftliches  Risiko,  auch  weil  sowohl  die  zivil-
rechtlichen  (§§ 32-34a  GWB)  als  auch  die  ver-
waltungsrechtlichen  (§§ 81-86  GWB)  Sanktions-
möglichkeiten erheblich erweitert wurden. Bei ei-
nem Verstoß gegen das Kartellverbot des § 1 GWB 
sind die Unternehmen zum einen zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet (§ 33 III GWB). Zum anderen 
müssen die Unternehmen die Zahlung einer Geld-
buße fürchten (§ 81 GWB; §§ 34, 34a GWB). In 
welcher Höhe sich diese Bußgelder sowohl theo-
retisch als auch tatsächlich bewegen, soll im An-
                                                       
sie muß b) die Verbraucher an dem entstehenden Gewinn 
angemessen  beteiligen,  dabei  dürfen  c)  den  Unternehmen 
keine Beschränkungen auferlegt werden, die für die Verwirkli-
chung der Ziele nicht unerläßlich sind und der Wettbewerb 
darf d) nicht für einen wesentlichen Teil ausgeschaltet wer-
den.  Siehe  auch:  SCHWINTOWSKI,  H-P.;  KLAUE,  S.: 
Kartellrechtliche und gesellschaftsrechtliche Konsequenzen 
des Systems der Legalausnahme für die Kooperationspraxis 
der  Unternehmen,  in:  Wirtschaft  und  Wettbewerb,  2005, 
S. 370 ff. 
14 Vgl. Begründung des Entwurfs des Siebten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
Drucksache des Bundestages 15/3640, S. 21. 
15 Hierbei handelt es sich entweder um Absprachen bezüglich 
des  Preises,  oder  es  werden  Quoten  bzw.  Absatzgebiete 
festgelegt. Hardcore-Kartelle wirken sich besonders schäd-
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schluß an die Frage, wie es denn zu einem Verstoß 
kommen kann, geklärt werden.   
Kartellrechtswidriges Verhalten 
Trotz der strengen Wettbewerbsvorschriften, welche 
Kartelle grundsätzlich verbieten, kommt es in der 
Praxis vermutlich tagtäglich vor, daß sich Wettbe-
werber z. B. über Preise oder Absatzgebiete unter-
halten und dabei vielleicht auch das ein oder an-
dere Mal Mindestpreise oder Absatzgebiete festlegen. 
Ob dies nun mündlich oder schriftlich, ausdrück-
lich oder konkludent geschieht, ist nicht von Be-
lang, es handelt sich in jedem Fall um eine nach 
§ 1 GWB verbotene Vereinbarung. Hier wird be-
wußt  der  Wettbewerb  ausgeschaltet.  Doch  nicht 
nur  Preis-  und  Gebietsabsprachen  sind  verboten, 
gemäß § 1 GWB sind alle „Vereinbarungen zwi-
schen  Unternehmen,  Beschlüsse  von  Unterneh-
mensvereinigungen  und  aufeinander  abgestimmte 
Verhaltensweisen,  die  eine  Verhinderung,  Ein-
schränkung  oder  Verfälschung  des  Wettbewerbs 
bezwecken oder bewirken“, verboten. Werden sol-
che  Absprachen  getroffen,  verstoßen  die  Unter-
nehmen ganz bewußt gegen das Kartellverbot.  
Nach der neuen Rechtslage kann es aber auch 
vorkommen,  daß  Unternehmen  ihr  Fehlverhalten 
nicht eindeutig bewußt ist. Da der Gesetzgeber Aus-
nahmen vom Kartellverbot zugelassen hat, kann es 
passieren, daß Unternehmen bei der Prüfung der 
Freistellungsvoraussetzungen des § 2 I GWB fest-
stellen, daß diese für ihre Vereinbarung zutreffen. 
Prüft nun das Bundeskartellamt die Vereinbarung 
auf das Vorliegen der Voraussetzungen (z. B. auf-
grund  einer  Anzeige  von  Konkurrenten),  kommt 
aber zum Ergebnis, daß diese nicht vorliegen, ha-
ben die Unternehmen, wenn auch möglicherweise 
unbewußt, gegen das Kartellverbot verstoßen. 
Sanktionen der Kartellbehörde 
Ist  nun  ein  Verstoß  (vorsätzlich  oder  fahrlässig) 
gegen das Kartellverbot des § 1 GWB nachgewie-
sen,  kann  die  Kartellbehörde,  die  an der kartell-
rechtswidrigen  Vereinbarung  beteiligten  Unter-
nehmen  gemäß  § 32  I  GWB  zur  Abstellung  der 
Zuwiderhandlung verpflichten. Außerdem sind die 
Unternehmen einerseits zum Ersatz des Schadens 
verpflichtet  (§ 33 III  GWB),  andererseits  müssen 
sie  die  Zahlung  einer  Geldbuße  fürchten.  Diese 
teilt  sich  auf  in  einen  Ahndungs-  und  einen 
Abschöpfungsteil.  Der  Maximalbetrag  des  Ahn-
dungsteils der Geldbuße wurde im Zuge der Novel-
lierung von 500 000 auf 1 000 000 Euro angehoben 
(§ 81 IV 1 GWB). Der Abschöpfungsteil, welcher 
den eigentlichen Kern des wirtschaftlichen  Risikos 
einer kartellrechtswidrigen Vereinbarung darstellt, 
dient dazu, daß den Unternehmen durch ihre ille-
galen  Handlungen  keine  wirtschaftlichen  Vorteile 
erhalten bleiben, sie also von der Absprache nicht 
profitieren. So sollen keine Anreize zum illegalen 
Handeln geschaffen werden. Der Abschöpfungsteil 
kann entweder über die Geldbuße (§ 81 V GWB) 
oder, falls dies nicht ausreichen sollte, über das ei-
genständige  Instrument  des  § 34 I  GWB  ange-
ordnet werden. In der Praxis spielte der bisherige 
§ 34 I 1 GWB (alte Fassung) wohl auch wegen des 
engen  Anwendungsbereiches  überhaupt  keine 
nennenswerte Rolle16; jegliche Vermögensvorteile 
wurden  bislang  durch  die  Mehrerlösabschöpfung 
des § 81 II GWB (alte Fassung) eingezogen. Hier 
hat  sich  durch  die  7.  GWB-Novelle  aber  die 
Bemessungsgrundlage geändert. Statt des dreifachen 
Mehrerlöses können nun 10% des Gesamtumsatzes 
des  vergangenen  Geschäftsjahres  als  maximale 
Geldbuße  abgeschöpft  werden  (§ 81 IV  GWB).17 
Falls diese Strafe nicht ausreichen sollte, um den 
Kartellgewinn  zu  entziehen,  kann  die  Kartell-
behörde im Rahmen des § 34 GWB die Abschöpfung 
des  wirtschaftlichen  Vorteils  anordnen.  Nutzt  sie 
diese  Möglichkeit  nicht,  wird  nunmehr  privaten 
Betroffenen  (wirtschaftlichen  Verbänden)  durch 
den  neu  geschaffenen  § 34a  GWB  diese  Option 
eingeräumt.18 Inwieweit dies neben der Regelung 
                                                       
16 So konnte im Rahmen des § 34 I 1 (alte Fassung) lediglich 
derjenige Mehrerlös abgeschöpft werden, welcher nach Zu-
stellung der Verfügung der Kartellbehörde durch die Zuwi-
derhandlung erzielt wurde, vgl. dazu  EMMERICH, V. in: 
Immenga, U.; Mestmäcker, E.-J. (Hrsg.): Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen.  Kommentar  zum  Kartellgesetz, 
3. Aufl., § 34, Randzeichen 3. 
17 Die  Mehrerlösabschöpfung  gemäß  § 81  II  Satz 1  GWB 
(alte Fassung) konnte auch geschätzt werden, was in der 
Literatur häufig als verfassungswidrig angesehen wurde, da 
sie mit dem Bestimmtheitsgebot nach Art. 103 II GG un-
vereinbar ist. So ERLINGHAGEN, F.; ZIPPEL, W.: Der 
Mehrerlös als Grundlage der Bußgeldfestsetzung bei Kar-
tellverstößen,  in: Der Betrieb, 1974, S. 954. – Vgl. dazu 
VELTINS, M.; VELTINS, J.: Zulässigkeit und Grenzen der 
Mehrerlösabschöpfung nach § 37  b GWB, in: Wettbewerb 
in Recht und Praxis, 1981, S. 619, 622. – DANNECKER, G.; 
BIERMANN, J. in: Immenga, U.; Mestmäcker, E.-J. (Hrsg.): 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Kommentar zum 
Kartellgesetz, 3. Aufl., § 81 Randnummer 377. Durch die Auf-
gabe dieser Regelung ist diesen Bedenken entgegengekommen.  
18 Reicht zur Abschöpfung des wirtschaftlichen Vorteils gemäß 
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des § 81 IV GWB erforderlich sein wird, ist noch 
völlig offen.19 
Innerhalb des gewählten Bußgeldrahmens ist in 
einem  zweiten  Schritt  die  konkrete,  auf  die  Tat 
und den Täter zugeschnittene Zumessung des Buß-
geldes vorzunehmen. Hierfür sind gemäß § 81 IV 4 
GWB  vor  allem  Dauer  und  Schwere  der  Tat  zu 
berücksichtigen.  Ferner  ist  bei  der  Bußgeldbe-
messung zu beachten, daß das ermittelte Höchst-
maß nur für die denkbar schwersten Fälle verhängt 
werden darf.20 In allen anderen Fällen, in denen 
sich die Betroffenen insbesondere bußmildernd ver-
halten (z. B. im Rahmen der Kronzeugenregelung) 
ist die Buße deutlich niedriger anzusetzen, so daß 
in  Durchschnittsfällen  nicht  der  volle  Bußgeld-
rahmen  ausgeschöpft  werden  darf.  Noch  völlig 
offen ist allerdings, welche Bedeutung Beratungs-
schreiben, insbesondere durch entsprechende spe-
zialisierte  sachverständige  Dritte,  oder  eine  vor-
herige  informelle  Beratung  durch  die  Kartellbe-
hörden für die Höhe der Geldbuße haben. 
Ob diese verschärften Sanktionen hingegen aus-
reichen, um das neue Recht anreizkompatibel zu 
implementieren und die verminderte Kontrolldichte 
zu  kompensieren,  wird  sich  erst  in  der  Zukunft 
zeigen. Es läßt sich aber vermuten, daß auch wie 
bisher die gut funktionierenden Kartelle im Ver-
borgenen  bleiben  und  die Zahl der aufgedeckten 
illegalen Kooperationen nur die Spitze des Eisberges 
war, ist und sein kann.21 
Ökonomischer Hintergrund der Bußgeld-
berechnung 
Die moderne Unternehmenstheorie geht davon aus, 
daß Unternehmen in einem Risiko-Rendite-Umfeld 
operieren  und  daß  diese  beiden  Größen  in  einer 
durch  die Kapitalmarkttheorie beschriebenen Be-
ziehung stehen: Steigenden Risiken stehen zuneh-
mende Renditeanforderungen gegenüber. Der Un-
                                                       
stoß gegen das Kartellverbot aus, so muß er im Fall der 
Vorteilsabschöpfung  durch  Verbände  und  Einrichtungen 
gemäß § 34a GWB vorsätzlich begangen sein. 
19 Da auch der § 34 GWB (alte Fassung) keine praktische Rele-
vanz besaß, ist davon auszugehen, daß dies auch für den 
neuen § 34 sowie den neuen § 34a gilt, auch wenn der An-
wendungsbereich erweitert wurde. 
20 Vgl. ACHENBACH, H.: Bußgeldverhängung bei Kartellord-
nungswidrigkeiten nach dem Ende fortgesetzter Handlung, 
in: Wirtschaft und Wettbewerb, 1997, S. 398. 
21 Siehe dazu näher HAAS, A.: Kartell und Marktprozeß – 
Ein stochastischer Ansatz, Berlin 2002, S. 22 ff. 
ternehmenswert ergibt sich dann über die mit dem 
risikogerechten Zins diskontierten zukünftigen Zah-
lungsströme. Wenn mittels einer kartellrechtswid-
rigen Kooperation über eine bestimmte Periode er-
höhte Gewinne vereinnahmt werden, dann muß die 
Strafe  so  bemessen  werden,  daß  der  eigentlich 
„normale“ Unternehmenswert wiederhergestellt wird; 
also muß der Kapitalwert der Zeitreihe aus Mehr-
gewinn und Buße null ergeben. 
 
Die Bußgeldpraxis des Bundeskartellamts 
Die höchsten jemals verhängten Bußgelder trafen 
im Jahr 2003 mehrere Unternehmen der Zement-
branche. Diese vereinbarten teilweise bereits seit 
den 1970ern Preise, teilten Gebiete auf und leg-
ten Absatzquoten fest. Das Zementkartell gehörte 
damit  zu  den  sogenannten  Hardcore-Kartellen. 
Die verhängten Bußgelder beruhten noch auf dem 
Konzept  der  Mehrerlösabschöpfung.  Insgesamt 
beliefen sich die Strafen gegen 12 Unternehmen 
und deren Verantwortliche auf 702 Mio. Euro. Im 
Jahr 2004 wurden die betroffenen Unternehmen 
erneut untersucht, da das Amt abermals Hinweise 
auf  Gebiets-  und  Preisabsprachen  erhalten  hat. 
Die Auswertungen der Unterlagen dauern an.
a 
a Tätigkeitsbericht Bundeskartellamt 2003/2004.
 
Zu berücksichtigen ist zusätzlich, daß das wettbe-
werbswidrig  handelnde  Unternehmen  von  einer 
Aufdeckung dieser Ordnungswidrigkeit nicht bzw. 
nur zu einer geringen Wahrscheinlichkeit ausgeht; 
wäre dem nicht so, würden beabsichtigte Kartell-
rechtsverstöße unterbleiben. Tatsächlich kann aber 
von den Kartellbehörden kartellrechtswidriges Ver-
halten  nicht  vollständig  ermittelt  werden.  Dies 
macht  es  erforderlich,  daß  der  Kapitalwert  der 
Zahlungsreihe von Mehrerlös und Erwartungswert 
der Buße in jedem Fall kleiner als null sein muß; 
liegt also die Wahrscheinlichkeit, eine Bestrafung 
(nach  Ausschöpfung  aller  rechtlichen  Möglich-
keiten) durchzusetzen bei 10%, so muß die Buße, 
der  Erwartungsnutzentheorie  folgend,  mindestens 
das  Zehnfache  des  wirtschaftlichen  Vorteils  aus 
dem Kartell betragen – evtl. unter Berücksichtigung 
der Verfahrenskosten. Dies bedeutet aber in der Re-
gel das Aus für das Unternehmen, das daher rechts-
kräftig zu einer Buße in „anreizneutraler Höhe“ ver-
urteilt wird, die Geldbuße also einen Wert erreicht, 
bei  dem  das  Unternehmen  indifferent  bezüglich 
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Regelung  der  Ahndung  durch  Abschöpfung  von 
10% des Umsatzes, welche der Abschöpfung des 
wirtschaftlichen Vorteils im engeren Sinne als kar-
tellrechtliches Institut vorgelagert ist, diese Anreiz-
struktur ändert, wird weiter unten betrachtet. 
Die Rationalität des Bußgeldes  
Die vorangegangenen Ausführungen machen deutlich, 
daß die Behörde bei ihrer Entscheidung über die 
Höhe des Bußgeldes (hier ist lediglich der Abschöp-
fungsteil gemeint) vor einem Zielkonflikt steht. So 
soll mit der Strafe auf jeden Fall eine ausreichende 
Abschreckung erzielt werden. Eine zu hohe Strafe 
kann das Unternehmen allerdings in der Existenz 
bedrohen,  was  einerseits  einen  erheblichen  Ein-
griff in die Eigentumsrechte des Unternehmens (Ak-
tionäre) darstellt. Andererseits darf die Abschöp-
fung der Vermögensvorteile auch gemäß der Vor-
stellung des Gesetzgebers keine unbillige Härte dar-
stellen.  Diese  liegt  aber  vor,  wenn  durch  eben 
diese Abschöpfung die Existenz des Unternehmens 
gefährdet wäre.22 Außerdem würde sich auf einem 
engen Markt bei Ausscheiden eines Unternehmens 
die Intensität des Wettbewerbs verringern, was wirt-
schaftspolitisch nicht erwünscht ist. 
Jedoch ist ein Kartellvergehen kein Kavaliers-
delikt. Wird der Wettbewerb bewußt ausgeschal-
tet, sollte die Strafe auch entsprechend hoch sein, 
sonst sind Wiederholungs- und Nachahmertaten zu 
erwarten.  Eine  rationale,  d. h.  verhältnismäßige 
Strafe zu finden, ist also äußerst schwierig. Dieses 
Problem  verschärft  sich  weiter,  je  niedriger  die 
Aufklärungsquote  von  Kartellvergehen  ist.  Wie 
bereits oben erwähnt, ist die Zahl der vermuteten 
Kartelle ein Vielfaches der Kartelle, die tatsäch-
lich aufgedeckt werden. Daher fallen ex-ante- und 
ex-post-Rationalität der Buße weiter auseinander.  
Die Einführung der Legalausnahme verschärft 
dieses Problem. Eine Freistellung durch die Kom-
mission  ist nicht mehr als grundsätzliche Option 
                                                       
22 Siehe Drucksache des Bundestages 08/2136, S. 26. Die Be-
gründung des Gesetzgebers bezieht sich zwar lediglich auf 
die  subsidiär  geltende  Mehrerlösabschöpfung  des  alten 
§ 37 b (4. GWB-Novelle), welche nunmehr im § 34 durch 
die  Abschöpfung  des  wirtschaftlichen  Vorteils  verankert 
ist. Da aber bereits mit der Geldbuße der wirtschaftliche 
Vorteil abgeschöpft werden kann, gilt auch für die Rege-
lung des § 81 II (neue Fassung), daß die Geldbuße nicht 
existenzbedrohend sein darf. Ebenso VELTINS, M.; VELTINS, 
J.:  Zulässigkeit  und  Grenzen  der  Mehrerlösabschöpfung 
nach  § 37 b  GWB,  in:  Wettbewerb  in  Recht  und Praxis, 
1981, S. 619, 622. 
der  Unternehmen  vorgesehen  („legale  Kartelle“). 
Ex-ante ist das Unternehmen aber nur begrenzt in 
der Lage, jenseits von offenkundigen und bewuß-
ten Wettbewerbsverstößen die Folgen seines stra-
tegischen Verhaltens zu ermessen. Auf Seiten der 
Behörden wandelt sich die Mißbrauchsaufsicht von 
einer ex-ante- in eine ex-post-Kontrolle. Damit wird 
die Bedeutung repressiver Maßnahmen – ex-post – 
unter den bisherigen Bedingungen zunehmen. Bei 
überführten  und  rechtskräftig  verurteilten  Unter-
nehmen  erfordert  die  Anreizkompatibilität  der 
Strafe eine derart hohe Geldbuße, daß eine Insol-
venz oder eine erhebliche Schwächung der Wett-
bewerbsposition folgen können, die nicht im langfristi-
gen  Wettbewerbsinteresse  liegen.  Soll  Kartellpolitik 
aber nicht gleichzeitig einen Anreiz zum „Sündi-
gen“  bieten,  dann  müssen  ex-ante-  und  ex-post-
Rationalität  der  Strafe  stärker  aufeinander  zuge-
führt werden. Dies kann, wenn – wie in Deutsch-
land der Fall – lediglich Geld- und keine Gefäng-
nisstrafen  in  Betracht  kommen,  beispielsweise 
seitens der Unternehmen durch eine Verstärkung 
dessen, was hier mit „good competition governance“ 
bezeichnet wird, erreicht werden.  
„Good Competition Governance“ als Teil des  
Risikomanagements 
Nach dem Aktiengesetz (AktG) und dem Kontroll- 
und  Transparenzgesetz  (KonTraG)  sind  Unter-
nehmen  zu  einem  effizienten  Risikomanagement 
verpflichtet, das institutionell sicherzustellen ist.23 
Wettbewerbsfragen werden darin künftig eine do-
minante Rolle spielen. Im Rahmen eines solchen 
Wettbewerbsrisikomanagements stellen sich grund-
sätzliche Fragen zur Risikobewertung einer Koope-
ration. Dazu gehören vor allem die Frage nach der 
Subsumtionsmöglichkeit einer Vereinbarung unter 
§ 2 I  GWB,  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Auf-
deckung, falls es sich um eine kartellrechtswidrige 
Vereinbarung handelt, und daraus folgend die zu 
erwartende Höhe einer Geldbuße.  
Das rechtliche Risiko eines Kartells  
Das  Risiko  einer  Fehlinterpretation  der  Freistel-
lungsvoraussetzungen des § 2 I GWB ist nicht so 
hoch, wie es zunächst scheint. Die Unternehmen 
können sich zum einen an der Praxis der Kartell-
behörden orientieren, welche bisher über die Frei-
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stellungen zu entscheiden hatten. Ob dies aber an-
gesichts der hohen Dynamik der Märkte als belast-
bare Referenz taugt, bleibt abzuwarten. Weiterhin 
gelten  auch  für  Vereinbarungen,  die  nach  deut-
schem Recht zu beurteilen sind, die Gruppenfrei-
stellungsverordnungen der EU. Zugleich bieten die 
Wettbewerbsbehörden unverbindliche Beratung in 
Form einer informellen Mitteilung an. Mittelstän-
dische Unternehmen haben zudem nach deutschem 
Recht  Anspruch  auf  eine  verbindliche  Entschei-
dung nach § 32c GWB, in der die Behörde mitteilt, 
daß  kein  Anlaß  zum  Tätigwerden  besteht  (§ 3 II 
GWB). Schließlich kann das Risiko der falschen 
Subsumierung unter § 2 I GWB durch die Beauf-
tragung  eines  sachverständigen  Dritten,  der  über 
einen kartellrechtlichen Erfahrungshorizont verfügt, 
gemindert  werden.  Durch  die  Verlagerung  der 
kartellrechtlichen  Selbsteinschätzung  auf  einen 
solchen  Sachverständigen  wird  das  spezifische 
Wissen des Unternehmens nicht nur bei einer et-
waigen Durchsuchung des Unternehmens geschützt, 
da diese z. B. bei Rechtsanwälten nicht stattfinden 
dürfen, sondern zugleich auch ein gemäß § 91 IV 
AktG gefordertes Risikoüberwachungssystem ein-
gerichtet.24 Der sachverständige Dritte wird als Er-
gebnis seiner Prüfung eine kartellrechtliche Risiko-
bewertung  aussprechen,  auf  deren  Grundlage  die 
Geschäftsleitung  über das weitere Vorgehen ent-
scheiden kann.  
Das wirtschaftliche Risiko eines Kartells  
Neben  der  Ahndung  eines  Kartellvergehens,  bei 
der ein Geldbetrag von bis zu 1 Mio. Euro fällig 
wird  (und  daher  vernachlässigbar  ist),  rückt  die 
Abschöpfung der Vermögensvorteile in den Mit-
telpunkt des Risikomanagements. Hier ist seit dem 
01.07. dieses Jahres der Gesamtumsatz des voran-
gegangenen  Geschäftsjahres  von  Bedeutung,  da 
die Behörde bis zu 10% dieses Umsatzes als Geld-
buße  einfordern  kann.  Dies  stellt  für  die  Unter-
nehmen  eine  weitaus  größere  Existenzbedrohung 
dar, als dies bisher mit der Abschöpfung des drei-
fachen Mehrerlöses der Fall war. Denn legt man die 
durchschnittlichen  Bilanzdaten  der  gewerblichen 
Wirtschaft zugrunde, so sind 10% des Umsatzes, 
                                                       
24 Hier  ist  auf  ein  Urteil  des  VG  Frankfurt  am  Main  vom 
08.07.2004  hinzuweisen,  demgemäß  Vorstandsmitglieder 
vom Aufsichtsrat abzuberufen sind, wenn diese ein Risiko-
überwachungssystem nicht oder nicht hinreichend einrich-
ten. Wertpapiermitteilungen 2004, S. 2167. 
bei einer Eigenkapitalquote von 30%, äquivalent 
mit  10  Prozentpunkten  des  Eigenkapitals.25  Der 
Extremfall kann daher bereits bei einer Ahndung, 
die  rückwirkend  für  drei  Jahre  gilt  (laut  Gesetz  
 
Die Bußgeldpraxis der Europäischen Kommission 
Das deutsche Kartellrecht wurde im Rahmen der 
Novellierung an das europäische Recht angepaßt. 
So wurde das Institut der Legalausnahme über-
nommen, ebenso wie die Bußgeldregelung, wel-
che nun das Kartellvergehen mit einer Geldbuße 
in Höhe von 10% des Gesamtumsatzes des ver-
gangenen Geschäftsjahres bestraft. Der Abschöp-
fungsteil ist in dieser Größe bereits enthalten, bzw. 
kann durch die veränderte Bemessungsgrundlage 
noch wesentlich mehr als nur der wirtschaftliche 
Vorteil abgeschöpft werden. Bis 1998 war es in 
Europa dagegen üblich, lediglich ein Bußgeld in 
Höhe von 10% des betroffenen Produktumsatzes 
zu verhängen. Die Kommission befand allerdings, 
daß dies keine ausreichende Abschreckungswir-
kung darstelle und daher nicht effektiv genug zur 
Kartellbekämpfung sei. Die Unternehmen konnten 
in ihrer Risikokalkulation viel zu leicht die mögliche 
Geldbuße kalkulieren und gegen den Kartellge-
winn  abwägen.  Durch  die  im  Jahr  1998  veröf-
fentlichten Leitlinien für das Verfahren zur Fest-
setzung  von  Geldbußen,  wurde  das  Bußgeldni-
veau durch die veränderte Bezugsgröße drastisch 
erhöht. So wurden im Jahr 2001 im sogenannten 
Vitamin-Kartell  Rekordstrafen  von  mehr  als  855 
Mio. Euro verhängt, bei denen 100% und mehr 
des Produktumsatzes abgeschöpft wurde. Durch 
die Novellierung des GWB fand die 10%-Rege-
lung auch Eingang in das deutsche Kartellrecht. 
 
können Geldbußen sogar bis zu fünf Jahre zurück-
wirken), eintreten. In diesem Fall würde das gesamte 
Eigenkapital durch die Geldbuße zur Disposition 
gestellt. Bilanztechnisch stellt das die Überschul-
dung des Unternehmens und somit das Aus für das 
Unternehmen dar.26 Ein Kartellvergehen mit 10% 
des Umsatzes zu ahnden wäre angemessen, wenn 
                                                       
25 Zahlen aus: Deutschland in Zahlen. Institut der deutschen 
Wirtschaft, Köln. 2005.  
26 Dieser Aussage liegt folgende Berechnung zugrunde: Der 
Umsatz  der  gewerblichen  Wirtschaft  entspricht  in  etwa 
dem Gesamtkapital (ca. 1 400 Mrd. Euro für 2004). Bei ei-
ner Eigenkapital-Quote von 30% wird bei einer Geldbuße 
in Höhe von 10% 1/3 des Eigenkapitals abgeschöpft, d. h., 
wurde das Kartell drei Jahre betrieben und dafür verurteilt, 
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das Unternehmen eine Umsatzrendite von 2% aus 
dem wettbewerbswidrigen Handeln gezogen hätte 
und die Aufklärungs- und Strafdurchsetzungsquote 
20%  beträgt.  Dies  erscheint  vor  diesem  Hinter-
grund aber als nicht glaubhaft, weil die „Medizin 
schlimmer als die Krankheit ist“. 
Da die Behörden den Unternehmen aber, wie 
oben bereits angeführt, nicht die Existenz entzie-
hen dürfen, stellt sich die Frage, wo nun eine ge-
rechte, angemessene und vor allem anreizkompatible 
– also glaubhaft abschreckende – Strafe anzusie-
deln ist. Sicher sind die 10% des Gesamtumsatzes 
auch nur eine Richtlinie für die Höchstgrenze des 
Bußgeldes.  Aber  die  Praxis  der  Europäischen 
Kommission,  welche  als  Höchstmaß  einer  Geld-
buße  ebenso  die  10%-Regelung  zugrunde  legt 




Die  Ausführungen  verdeutlichen,  daß  es  sowohl 
aus  rechtlicher  als  auch  aus  ökonomischer  Sicht 
für die Kartellbehörden äußerst schwierig ist, die 
gerechte Strafe für ein Kartellvergehen zu finden. 
Die Bebußung hat vor dem Hintergrund der an-
fangs dargelegten Rationalitätsproblematik mit Augen-
maß zu geschehen. Unbestritten ist, daß der Ein-
griff des Staates nicht eine Situation auslösen darf, 
die langfristig wettbewerbsbeschränkendes Verhalten 
erzwingt, beispielsweise durch weitere Verengung 
des Markts als Folge von Bußgeldern. Aktuell zeigt 
sich diese Problematik in der Zementbranche. Hier 
wurde bereits der erste Anbieter von einem Kon-
kurrenten „geschluckt“. Damit entsteht eine Ratio-
nalitätsfalle für die Kartellpolitik, die bereits von 
Liefman
28 beschrieben wurde und auch von Nor-
man und Thisse
29 diskutiert wird. 
Wo  das  deutsche  und  das  europäische  Recht 
vor dem Dilemma einer gerechten Strafe stehen, sind 
die  amerikanischen  Kartellrechtler  einmal  mehr 
einen  Schritt  voraus.  Denn  das  amerikanische 
Recht sieht für Manager, die gegen das Kartellverbot 
verstoßen, nicht nur Geld-, sondern auch Gefäng-
nisstrafen  vor.  Ex-ante-  und  Ex-post-Rationalität 
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Wie hoch ist der wirtschaftliche Vorteil im Sinne des Kartellrechts? 
Zentrales Ziel unternehmerischen Handelns ist es, 
Gewinne  und  insbesondere  Differentialrenten  zu 
erzielen.  Jedoch  versuchen  Unternehmen  nicht 
immer, mit wettbewerblichen oder wettbewerblich 
akzeptierten Mitteln, erhöhte Gewinne zu verein-
nahmen. Implizite oder explizite Absprachen zäh-
len zu den kartellrechtlich zu würdigenden Tatbe-
ständen. Allerdings kann nicht aus einem juristisch 
identifizierten Kartell problemlos auf wirtschaft-
liche  Vorteile  und  Kartellgewinne  geschlossen 
werden.  Umgekehrt  existiert  eine  Vielzahl  von 
Wettbewerbslagen, bei denen ohne jegliche Inter-
aktion  erhöhte  Gewinne  möglich  sind,  die  den 
Anschein von Absprachen geben. 
                                                       
27 Siehe  Tätigkeitsberichte  der  Europäische  Kommission; 
Lovells: Bußgelder in Kartellverfahren, 2002. 
Der Artikel untersucht, inwieweit die Wettbe-
werbstheorie, insbesondere die moderne Industrie-
ökonomik, Aussagen zu den Bedingungen treffen 
kann,  unter  denen  ein  solcher  wirtschaftlicher 
Vorteil auftritt und wie sich dessen Höhe berechnen 
läßt. Denn im Fall einer kartellrechtswidrigen Ab-
sprache sollen etwaige Kartellgewinne nicht bei 
den  Tätern  verbleiben,  schließlich  sollen  Unter-
nehmen von solchen Vereinbarungen keineswegs 
profitieren. Daher besteht für die Kartellbehörden 
die Möglichkeit, den wirtschaftlichen Vorteil durch 
Geldbußen abzuschöpfen. 
                                                       
28 Vgl. LIEFMAN, R.: Monopoly or Competition as Basis for 
Government  Trust  Policy,  in:  Quarterly  Journal  of  Eco-
nomics 29, 1915, pp. 308-325.  
29 Vgl. NORMAN, G.; THISSE, J. F.: Product Variety and 
Welfare under Tough and Soft Pricing Regimes, in: Eco-
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Wie erzielt das Unternehmen einen 
angemessenen Gewinn? 
Ziel allen unternehmerischen Handelns ist die Ge-
winnerzielung. In liberalen Gesellschaften, die ver-
einbart  haben,  gesellschaftliche  Macht  dezentral 
und auf Zeit, nämlich durch Wahl zu organisieren, 
wäre wirtschaftliche, im Extremfall monopolisti-
sche Macht ein nicht hinzunehmender Gegensatz. 
Insofern zählen Institutionen, insbesondere Gesetze, 
die wirtschaftliche Macht beschränken, zu den Kern-
bestandteilen  liberaler  Marktwirtschaften.  Staaten 
werden ihren Ordnungsrahmen so setzen, daß auf-
kommende wirtschaftliche Macht möglichst durch 
Konkurrenz gebändigt wird.  
Definiert  man  Wettbewerb  als  eine  Abfolge 
von Innovations- und Transferprozessen30, so kann 
sich Wettbewerbsversagen gleichermaßen aus feh-
lenden  Innovationen  wie  aus  nicht  vollzogenen 
Verschiebungen  von  Marktanteilen  von  „Unter-
nehmern“ zu „Unterlassern“ ergeben. Innovationen 
sind risikobehaftet und werden folglich nur bei aus-
reichender  Renditechance,  also  künftiger  Markt-
macht, getätigt. Diese wird ein Unternehmen in einer 
unvollkommenen, also realen Welt, versuchen aufzu-
bauen.  Damit  entsteht  eine  Dichotomie:  Wirt-
schaftlicher Fortschritt benötigt Unvollkommenheit, 
die aber wieder um des Fortschritts willen erodieren 
muß. Greift der Staat „falsch“ in diesen Prozeß ein, 
so kann er erhebliche Wohlfahrtsverluste auslösen. 
Dies gilt insbesondere in dynamischen Märkten.31 
Oft versuchen Unternehmen, durch explizites 
oder implizites Handeln die Offenheit der Märkte 
zu  beschränken,  um  ohne  Wettbewerbsanstren-
gung  erhöhte  Gewinne  zu  vereinnahmen.  Aller-
dings  kann  aus  einem  juristisch  identifizierten 
Kartell nicht zwingend auf ein wirtschaftlich funk-
tionierendes Kartell geschlossen werden. Umgekehrt 
existiert  eine  Vielzahl  von  impliziten  Kartellen, 
die ohne formale Festlegungen, die auch justitiabel 
sind,  auskommen.  Schließlich  sind  Marktlagen 
möglich, bei denen der normale Wettbewerbsprozeß 
zu Verhaltensweisen der Beteiligten, Marktstrukturen 
und  Ergebnissen,  insbesondere  Renditen  führt,  die 
                                                       
30 Vgl. hierzu insbesondere BLUM, U.: Volkswirtschaftslehre, 
Kap. 14 und 15, 4. Auflage, Oldenbourg 2004. 
31 Vgl. BLUM, U.; VELTINS, M.: Braucht die E-conomy ein 
neues Wettbewerbsleitbild?, in: Jahrbuch für Wirtschaftswis-
senschaften – Review of Economics, Vol. 55, No. 2. 2005, 
pp. 163-189. 
sich als wettbewerbliches Gleichgewicht vor allem 
in engen Märkten ergeben. 
Offensichtlich muß die Kartellbehörde mehrere 
Fragen beantworten: 
·  Ist bei nachgewiesener Existenz eines Kartells 
neben der Ahndung des Rechtsverstoßes auch 
eine Abschöpfung eines wirtschaftlichen Vor-
teils geboten? 
·  Lassen Marktverhalten (z. B. Parallelverhalten 
bezüglich Preiserhöhungen) oder erhöhte Ge-
winne vermuten, daß ein Kartell – formell oder 
informell – existiert? 
Die erste Frage geht vom juristischen zum ökono-
mischen Aspekt, die zweite nimmt den umgekehr-
ten Weg. In jedem Fall ist es erforderlich, etwas zu 
identifizieren, was man als „Wettbewerbsbench-
mark“ bezeichnen könnte, um zu beantworten, ob 
eine  bestimmte  Marktkonstellation  einen  wirt-
schaftlichen Vorteil induziert hat. Dazu ist der re-
levante Markt abzugrenzen, in dem der Verstoß 
stattfand. Anschließend muß ein Vergleichsmarkt 
gefunden werden, um die Kausalität zwischen dem 
kartellrechtswidrigen Verhalten und dem Kartell-
gewinn nachzuweisen. Da ein tatsächlich existie-
render Vergleichsmarkt nur schwer zu identifizieren 
ist,  können  auch  theoretische  Vergleichsmärkte 
als  Referenz  konzipiert  werden.  Weiterhin  kann 
man prüfen, ob in dem Markt Voraussetzungen ge-
geben sind, die Kartelle unmöglich machen oder 
die bei Existenz eines Kartells zuverlässige Indizien 
sind. 
Wie wird der relevante Markt abgegrenzt? 
Als  erster  Schritt  ist  der  Markt  abzugrenzen,  in 
dem der vermutete Verstoß stattgefunden hat. Drei 
Dimensionen kommen in Frage:  
1.  Der räumlich relevante Markt kann in Abhän-
gigkeit von den Substitutionsmöglichkeiten der 
Abnehmer lokal, regional, national oder inter-
national begrenzt sein. In Grenzfällen kann der 
räumlich relevante Markt auch der Weltmarkt 
sein (so z. B. der Flugzeugmarkt). Die räumli-
che Marktabgrenzung ergibt sich also aus der 
Eigenart der angebotenen Güter. 
2.  Die sachliche Marktabgrenzung unterstellt eine 
funktionelle Austauschbarkeit aus Sicht der Ab-
nehmer.  Dabei  spielt  zum  einen  die  Gleich-
artigkeit eine Rolle, also die Produkthomogenität, 
zum anderen der Abstand zu Substitutionspro-
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3.  In zeitlicher Sicht ist der Markt für die Periode 
des Kartellvergehens abzugrenzen, um so eine 
wettbewerbliche Periode als Vergleichsbasis zu 
identifizieren.  Dabei  kann  ein  im  Rechtsver-
fahren  nachgewiesener  Kartellbeginn  oder  ein 
entsprechend bekanntes Kartellende zugrundege-
legt werden, das dann anhand ökonomischer Tat-
bestände zu überprüfen ist.  
Die Identifikation des Vergleichsmarkts 
Auf Grundlage des abgegrenzten Marktes ist ein 
Vergleichsmarkt  zu  finden,  der  es  erlaubt,  den 
Nachweis im Sinne der Kausalität zwischen Wett-
bewerbsverstoß und wirtschaftlichem Vorteil ent-
sprechend § 19 IV Nr. 2 GWB zu führen, um dann 
die Höhe des wirtschaftlichen Vorteils abzuschät-
zen.  Aufgrund  der  verschiedenen  Ausprägungen 
des Vergleichsmarktprinzips (räumlich, sachlich, 
zeitlich, analog zum relevanten Markt) sowie der 
Unbestimmtheit  der  in  § 19 IV  Nr. 2  GWB  ent-
haltenen Rechtsbegriffe in bezug auf die ökono-
mische Ausfüllung verfügen die Kartellbehörden 
über  einen recht weiten Entscheidungsspielraum 
bei der Wahl des Vergleichsmarktes, sind dabei 
aber dennoch nicht gänzlich frei.  
Zunächst einmal existieren allgemeine Beschrän-
kungen, die aus der Natur des Vergleichsmarkt-
konzeptes folgen, weil der Vergleichsmarkt wettbe-
werblich  (bzw.  wettbewerblicher als der vermu-
tete Kartellmarkt) sein und als Markt bestimmte 
Stabilitätseigenschaften  im  Sinne  konvergenter 
Preise ausweisen muß,32 die eine Referenzierung 
erst ermöglichen. Darüber hinaus folgen weitere 
Vorgaben  und  Beschränkungen  aus  der  Anwen-
dung der jeweiligen „Spielart“ des Vergleichsmarkt-
prinzips. 
·  Für  die  Variante  des  sachlichen  Vergleichs-
marktes“ bedeutet dies, daß auf die produkti-
onstechnische Verwandtschaft sowie auf eine 
Analogie  der  Lieferanten-  und  Abnehmer-
strukturen zu achten ist;33 es stehen also tech-
nologische Fragen nach den Kostenstrukturen 
und  solche  nach  den  Nachfragebedingungen 
im  Vordergrund.  Falls  der  betrachtete  Markt 
                                                       
32 Vgl. STIGLER, G.; SHERWIN, R.: The Extent of the Market, 
in: The Journal of Law and Economics, Vol. 87. 1985, 
pp. 355-374. 
33 Vgl. BECHTOLD, R.: Kartellgesetz – Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen,  3. Aufl.,  § 19,  Randnummer  73. 
München 2002. 
durch eine hohe Spezifität gekennzeichnet ist, 
wodurch  ein  Ausweichen  auf  einen  anderen 
Vergleichsmarkt  als  nicht  möglich  erscheint, 
sind die zu stellenden Anforderungen an den 
räumlichen und an den zeitlichen Vergleichs-
markt zu präzisieren. 
·  Das  in  der  Praxis  im  Vordergrund  stehende 
räumliche  Vergleichsmarktkonzept  stellt  be-
sondere  Anforderungen  an  die  Vergleichbar-
keit der Märkte,34 auch vor wirtschaftspoliti-
schem  Hintergrund.  Ein  innerdeutscher  Ver-
gleichsmarkt scheidet immer dann aus, wenn 
die vorgeworfenen Kartellabsprachen das ge-
samte Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
umfaßt haben sollen. Dann ist auf das Ausland 
auszuweichen.35  
·  Hinsichtlich  des  zeitlichen Vergleichsmarktes 
ist anzumerken, daß dieser in der behördlichen 
Praxis  die  geringste Rolle spielt. Nur in den 
70er  Jahren  hat  das  BKartA  bei  seinen  Ent-
scheidungen  teilweise  in  Gestalt  der  soge-
nannten „Sockeltheorie“ einen zeitlichen Ver-
gleichsmarkt zugrundegelegt.36 Kritisiert wird 
insbesondere, daß unterstellt wird, der ursprüng-
liche Ausgangspreis sei ein Wettbewerbspreis 
gewesen.37  Daher  wird  heute  gefordert,  den 
zeitlichen  Vergleichsmarkt  nur  anzuwenden, 
wenn feststeht, daß der frühere Markt ein Wett-
bewerbsmarkt war.38 Analog wäre vermutlich 
auch für einen späteren Markt zu argumentieren.  
Besteht die Möglichkeit der empirischen  
Verifikation? 
Von den vorstehenden Bedenken abgesehen, be-
steht für den Anwender des Vergleichsmarktverfah-
rens bezüglich der anzustellenden Entwicklungspro-
gnosen ein recht weiter Spielraum. Voraussetzung 
ist nur, daß die nutzbar gemachten Methoden wirt-
schaftswissenschaftlich  anerkannt  und  mit  dem 
Zweck des § 19 IV Nr. 2 GWB vereinbar sind. Es 
bleibt  festzuhalten,  daß  den  Kartellbehörden  im 
allgemeinen bei der Auswahl des jeweiligen Ver-
                                                       
34 Vgl. dazu IMMENGA, U.; MESTMÄCKER, E.-J.: Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen. Kommentar zum Kartell-
gesetz, 3. Aufl., § 19, Randnummer 163. München 2001. 
35 BECHTOLD, R., a. a. O.  
36 IMMENGA,  U.;  MESTMÄCKER,  E.-J.,  a. a. O.,  Rand-
nummer 167. 
37 Ebenda.  
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gleichsmarktes  allein  aufgrund  der  drei  aner-
kannten Varianten des Konzepts ein recht weiter 
Spielraum zur Verfügung steht, der nur sehr va-
gen  Einschränkungen  unterliegt.  Allerdings  ist 
das Gebot der Nachvollziehbarkeit von Begründung 
und wissenschaftlicher Basis zu beachten. 
In der Regel wird man auf dieser rein empiri-
schen Ebene über den Vergleich von Preisen im 
kartellierten  und  im  Wettbewerbsmarkt  hinaus 
prüfen müssen, ob dieser wirtschaftliche Vorteil 
überhaupt  Kartellrelevanz  besitzt.  Dabei  bieten 
sich der Lerner-Index und die Price-Cost-Margin 
als zwei Maße von Marktmacht an, die im Kartell 
unterstellt wird. Beide geben einen Hinweis darauf, 
ob  Marktmacht  vorliegt  oder  nicht  und  ob  die 
Frage eines kartellrechtlichen Fehlverhaltens weiter 
zu verfolgen ist. Umgekehrt bieten sich zwei Ver-
fahren an, um zu prüfen, ob die These des Fehlver-
haltens abgelehnt werden kann: Bei börsennotier-
ten Unternehmen können Brüche in der Entwick-
lung  des  Unternehmenswerts  vollzogen  werden, 
wenn  kartellrechtliche  Informationen  bedeutsam 
sind.  Mit  dem  Test  auf  Strukturbruch  kann  ge-
prüft  werden,  ob  das  Unternehmen  in  der  Lage 
war, durch Marktmacht das Marktregime zu seinen 
Gunsten zu verändern. 
Variante 1: der Lerner-Index 
Zwei bekannte Maße der Marktmacht im Mono-
pol stellen das „deadweight-loss“ und der Lerner-
Index  dar.39  Im  ersten  Fall  ist  die  Marktmacht 
proportional zur Höhe des Wohlfahrtsverlusts, der 
durch eben diese entsteht. Der Lerner-Index stellt 
eine direkte Beziehung zur Reaktion des Nachfra-
gevolumens bei Änderungen der Preise her, denn 
mit  zunehmender  Starrheit  der  Mengenreaktion 
auf eine Preiserhöhung, insbesondere einer Elasti-
zität zwischen null und eins, können Konsumen-
ten  kaum  ausweichen  und  Marktmacht  kann 
durchgesetzt  werden.  Gegeben  sei  p  der  Markt-
preis und  e  die (positive) Nachfrageelastizität 
bzgl. des Preises. Ausgehend von der Bedingung 
für den Grenzerlös im Monopol 
                                                       
39 Vgl. LERNER, A.: The Concept of Monopoly and the Mea-
surement  of  Monopoly  Power,  in:  Review  of  Eco-
nomic  Studies  No.1.  June  1934,  pp. 157-175.  –  UT-
TON, M. A.: Market Dominance and Antitrust Policy, 2
nd ed., 
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als der relative mark-up-Preis gegenüber den Grenz-
kosten und in formaler Identität als Kehrwert der 
Nachfrageelastizität bezüglich des Preises. Dabei 
gilt  1 0 < £ L   für  die  Elastizität  1 > e .  Der 
Grenzfall  1 = L   ist  aber  denkbar,  wenn  die 
Grenzkosten GK = 0 oder der Preis p = ¥ gelten 
würde. Im Fall einer starren Nachfrage bzw. im 
Grenzfall  einer  perfekt  unelastischen  Nachfrage 
mit  0 = e  wäre die Gleichung nicht mehr sinn-
voll zu definieren, weil dann negative Grenzko-
sten oder negative Preise auftreten müßten. Dar-
aus folgt, daß hier die Grenzen der Betrachtung 
gegeben sind. 
In der Tat beschreibt die Monopol- und Oligo-
poltheorie nur elastische Nachfrageregime, so daß 
in Märkten mit weitgehend starrer Nachfrage (wie 
bei  Treibstoffen)  oder  limitationaler  Nachfrage 
(wie bei Zement, bei dem nicht der Preis, sondern 
die technische Mischung den Einsatz bestimmt40) 
das Verfahren auf aggregiertem Niveau nicht ein-
zusetzen ist.41 
Elastische Nachfrageregime finden sich oft auf 
der Ebene einzelner Lieferanten bei sonst starrer 
Gesamtnachfrage.  Offensichtlich  existieren  auf 
der  Ebene  des  einzelnen  Unternehmens  flexible 
Preis-Mengen-Welten,  beschränkt  durch  Trans-
aktionskosten,  beispielsweise  Transportkosten, 
nicht aber im Aggregat. Im totalen Gleichgewicht, 
also einer Harberger-McLure-Welt42, kompensie-
                                                       
40 Die Substitution erfolgt im nachgelagerten Markt, der für 
die  indirekte  Nachfrage  verantwortlich  zeichnet,  bei-
spielsweise durch den Übergang von Stein- auf Holzhäu-
ser. 
41 Die  Nachfrageelastizität  bezüglich  des  Preises  liegt  bei-
spielsweise bei Treibstoffen zwischen -0,1 und -0,3 und 
bei Zement zwischen -0,3 und -1,0. Vgl. BLUM, U.; FOOS, 
G.;  GAUDRY.,  M.:  Aggregate  Time  Series  Fuel  Demand 
Models, Transportation Research A22. 1988, pp. 75-88. – 
BLUM, U.; SCHALLER, A.; VELTINS, M.: The East Ger-
man Cement Cartell. Dresden Papers in Economics No. 4. 2004. 
42 Vgl. HARBERGER, A.: The Incidence of the Corporation 
Income  Tax,  in:  Journal  of  Political  Economy  70(3). 
1962, pp. 215-240. – McLURE, C.: The Inter-Regional In-Wirtschaft im Wandel 8/2005  273
ren nämlich auf aggregiertem Niveau die Kreuz-
preiseffekte  die  direkten  Nachfrageelastizitäten 
bezüglich des Preises. Eine derartige Situation ist 
aus dem Wettbewerb der Tankstellen um Kunden 
bekannt. Die Gesamtnachfrage nach Treibstoff ist 
annähernd  starr,  auf  der  Ebene  der  einzelnen 
Tankstelle aber existiert erheblicher Wettbewerb, 
und  der  Preissetzungsspielraum  wird  begrenzt 
durch  die  Bereitschaft  des  Kunden,  eine  andere 
Tankstelle anzufahren. Aus der Tatsache, daß die 
begrenzte Flexibilität nicht zum Preisverfall führt, 
wird aber deutlich, daß auf aggregiertem Niveau 
das starre Regime den Gesamtwettbewerb dominiert. 
Variante 2: die Price-Cost-Margin 
Formal  stellt  die  Lerner-Bedingung  bereits  eine 
Price-Cost-Margin  (PCM)  dar.  Man  kann  diese 
aber auch aus dem Rechnungswesen oder ökono-
metrisch herleiten, um zu prüfen, wie weit ober-
halb  der  Grenzkosten  die  Preise  angesetzt  sind. 
Diese Messung stößt auf ein theoretisches und ein 
empirisches Problem: 
1.  Aus theoretischer Sicht ist nicht klar, weshalb 
man ein Grenzkostenangebot als Referenz wäh-
len soll, wenn man weiß, daß in engen Märkten 
mit hohen (versunkenen) Kosten Durchschnitts-
kostenanbieter  vorherrschen  –  im  Zweifelsfall 
im Sinne der monopolitischen Konkurrenz. Ins-
besondere  in  Industrien  mit  Transportkosten 
und regionalen Märkten ist dies relevant, also 
auch bei Zement und Treibstoffen. 
2.  Aus empirischer Sicht ist die Klassifikation der 
Positionen aus der Kostenrechnung schwierig. 
Eine  korrekte  ökonometrische  Spezifikation 
bereitet  erhebliche  Schwierigkeiten,  weil  das 
Mengen- und das Wertgerüst sauber getrennt 
werden  müssen.  Regressiert  man  beispiels-
weise in einem einfachen Modell die Gesamt-
kosten  gegen  die  Absatzmenge,  so  wird  die 
Konstante dann insignifikant, wenn erhebliche 
Absatzrückgänge  durch  Verringerung  der va-
riablen Stückkosten (bei Zement Energie, bei 
Treibstoffen der Rohölpreis) kompensiert wur-
den. Will man dies umgehen, steht man vor dem 
oben genannten Aufteilungsproblem.  
Tatsächlich lassen sich Hinweise auf eine Paralle-
lität von Kosten und Preisen vor allem im kurzfri-
stigen Bereich nicht finden. Langfristig existiert 
z. B. im Zementmarkt eine allgemeine Tendenz, 
                                                       
cidence  of  General  Taxes,  in:  Public  Finance  24.  1969, 
pp. 457-483. 
die jedoch auch in anderen Industrien zu finden 
ist und nicht als spezifisch gelten kann. Von be-
sonderem  Interesse  ist,  daß  es  in  den  regionalen 
Zementmärkten  stabile  unterschiedliche  Preisni-
veaus gibt (im Osten lag der Preis um etwa 10 Euro/t 
unter dem des Westens), was bei einer Kartellsi-
tuation  und  gegebenen  Technologien  eigentlich 
nicht erwartet werden kann.  
Variante 3: die risikoadäquate Kapitalverzin-
sung und „Kursevents“ 
Die risikoadäquate Kapitalverzinsung aus Sicht ei-
nes Eigenkapitalgebers läßt sich als Summe aus 
Einstandspreis, der Handlungs- und Gewinnmarge 
und dem Insolvenzrisiko, evtl. erhöht um die In-
flationserwartung, ausdrücken. Diese Kapitalkosten 
definieren wiederum den ökonomischen Wert des 
Unternehmens – im Idealfall repräsentiert durch den 
Marktwert an der Börse. Wenn sich Risiken än-
dern, dann muß dies Folgen haben. Unterstellt man 
die Gültigkeit der (schwachen) Effizienzannahmen 
des Kapitalmarktmodells, dann sollten neue Infor-
mationen  bei  börsennotierten  Unternehmen  den 
economic value und damit den Kurs beeinflussen. 
Damit ist es möglich, den Wert von Vereinbarun-
gen zwischen Unternehmen, seien sie kartellrecht-
lich relevant oder irrelevant, durch „Kursevents“ an 
der Börse zu identifizieren. 
Variante 4: Test auf Strukturbruch 
Schließlich besteht die Möglichkeit zu prüfen, ob 
Kooperations- und Kartellereignisse einen Struk-
turbruch in der Nachfragefunktion ausgelöst ha-
ben. Ändert sich das Verhalten auf der Nachfrage-
funktion,  so  haben  sich  nur  die  ökonomischen 
Determinanten geändert, nicht aber das Marktre-
gime. Erst eine Verschiebung der Nachfragefunktion 
– also ein Strukturbruch – der beispielsweise bei 
gegebenen Preisen und gegebenen anderen Größen 
–  insbesondere  wirtschaftlichen  Aktivitätsvariablen 
wie der Gesamtnachfrage – eine erhöhte Markträu-
mung  zeigen,  sind  als  Hinweise  für  einen  wirt-
schaftlichen Vorteil zu verstehen. Analog kann es 
durch kartellrelevante ad-hoc-Mitteilungen zu einem 
Strukturbruch, insbesondere auch im Aktienkurs bei 
börsennotierten Unternehmen, kommen. 
Theoretische Vergleichsmärkte 
In ausdifferenzierten Märkten wird es selten mög-
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der  eine  verläßliche,  nämlich  justitiable  Festle-
gung der Höhe des wirtschaftlichen Vorteils ab-
zuleiten erlaubt. Insbesondere wird man den Ver-
gleichsmarkt daraufhin überprüfen müssen, nach 
welchen Kriterien die Vergleichbarkeit festgestellt 
werden kann. Dies kann nur mit Kriterien aus der 
ökonomischen Theorie erfolgen. Dann ist man der 
Frage sehr nahe, ob nicht von vornherein ein theo-
retischer  Vergleichsmarkt  als  Referenz  zu  kon-
struieren ist, weil die Beschreibung der Äquiva-
lenz von Kartell- und Vergleichsmarkt – bis auf 
die unterschiedliche Wettbewerbsintensität – prä-
zise zu leisten ist. Dabei spielen vor allem Ko-
stenstrukturen und unterschiedliche Informations-
stände in all ihren Facetten für die Analyse der 
strategischen  Interaktion  zwischen  Unternehmen 
eine zentrale Rolle. 
Der theoretische Ansatz wird dann besonders 
wichtig, wenn im falsifikatorischen Sinn zu zeigen 
ist, daß eine mißbräuchliche Verwendung von Markt-
macht nicht gegeben war.  
Die Bedeutung der Kostenstruktur für den Markt 
Können die Ausgaben einer Investition bei kurz-
fristigem  Rückzug  vom  Markt  nicht  zurückge-
wonnen werden, so spricht man von versunkenen 
Kosten.43  Diese  können  technologisch  vorgege-
ben sein, beispielsweise durch die hohe Spezifität 
von  Produktionsanlagen,  sie  können  aber  auch 
von einer ungünstigen Marktlage erzeugt werden, 
die  keinerlei  Verwertungsmöglichkeiten  zuläßt, 
falls die Produktion eingestellt werden muß. Der-
artige  Irreversibilitäten,  also  fehlende  Alternati-
ven  außerhalb  der  spezifischen  Produktion,  er-
zeugen erhebliche Risiken für das Unternehmen 
selbst,  weil  es  bei  einem  Fehlschlag  am  Markt 
seine Anlagen nicht mehr zum Buchwert liquidieren 
kann.  Daher  wird  das  Unternehmen  versuchen, 
die Investition zu amortisieren, und auch bei un-
günstigen  Bedingungen  die  Verpflichtungszeit, 
also die Zeit bis zum Rückgewinn der versunke-
nen Kosten, über den Marktprozeß durchzuhalten. 
Es  wird  folglich  erhebliche  Energie  aufwenden, 
Marktzutritte, die ein tragfähiges Preissystem zer-
stören, zu unterbinden, beispielsweise als Markt-
sasse  durch  das  markteintrittsverhindernde  An-
drohen von Preiskriegen gegenüber Eintrittswilli-
                                                       
43 Vgl. BAUMOL, W. J.; PANZAR, J. L.; WILLIG, R. D.:  
Contestable Markets and the Theory of Industrial Structure,  
Harcourt Brace Javanovich. San Diego 1988. 
gen  oder,  innerhalb  einer  gegebenen  Konkur-
renzlage,  durch  freundlichen  Wettbewerb.44  Je 
höher  die  versunkenen  Kosten  liegen,  desto  ge-
ringer  wird  die  Zahl  der  Anbieter,  woraus  sich 
relevante Folgen für das unternehmerische Wett-
bewerbsverhalten ergeben.45 
Ohne  das  Konstrukt der versunkenen Kosten 
ist die einfache Marktstrukturhypothese der alten 
Industrieökonomik,46 daß nämlich eine Beziehung 
zwischen  hohen  (versunkenen)  Kosten  und  sin-
kender  Gruppengröße  besteht,  nicht  allgemein-
gültig. So dreht die von Schumpeter47 begründete 
Innovationstheorie die Abfolge faktisch um, weil 
der innovative Unternehmer durch „neue Kombi-
nation“  dominierende  Marktstrukturen  erzeugt. 
Demsetz48  zeigt,  daß  zu  erreichende  Ziele,  bei-
spielsweise  eine  Erhöhung  des  Unternehmens-
werts,  bestimmte  Verhaltensweisen,  beispiels-
weise Innovationen, voraussetzen, die im Erfolgs-
fall  dann  die  Marktstrukturen  determinieren. 
Damit  entsteht  eine  offene  Situation,  die  der 
radikalen  Sicht  der  Chicago-Schule49  und  der 
angebotsorientierten Schule50 entsprechen und die 
dem Staat Zurückhaltung in der Wettbewerbspo-
litik  auferlegt.  Letztlich  drückt  sich  im  offenen 
Abfolgeproblem zwischen Marktstruktur, Markt-
verhalten und Marktergebnis die konstitutionelle 
Unwissenheit aus.51  
                                                       
44 Vgl.  BLUM,  U.;  MÖNIUS,  J.:  Versunkene  Kosten  und 
Wirtschaftspolitik, in: Wirtschaftswissenschaftliches Studium 1; 
17. 1997, S. 7-13. 
45 Vgl. DIXIT, A.: The Role of Investment in Entry Deter-
rence, in : Economic Journal 90. 1980, pp. 95-106. – SUT-
TON, J.: Sunk Costs and Market Structure, Price Competi-
tion,  Advertising  and  the  Evolution  of  Concentration. 
Cambridge, MA 1991. 
46 Vgl. MASON, E. S.: Price and Production Policies of Large 
Scale Enterprises, in: American Economic Review, Vol. 29. 
1939, pp. 190 ff. – BAIN, J. S.: A Note on Pricing in Mo-
nopoly  and  Oligopoly,  in: American Economic Review, 
Vol. 39. 1949, pp. 448 ff. – BAIN, J. S.: Industrial Orga-
nization. New York 1968. 
47 Vgl. SCHUMPETER, J.: Theorie der wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Berlin 1912. 
48 Vgl.  DEMSETZ,  H.:  Indutry  Structure,  Market  Rivalry 
and Public Policy, in: Journal of Law and Economics 16 (1). 
1973, pp. 1-9. – DEMSETZ, H.: Two Systems of Belief 
about Monopoly, in: Industrial Concentration. Boston 1974.  
49 Vgl. BROZEN, Y. (ed.): The Competitive Economy, Mor-
ristown. N. Y. 1975. – POSNER, R. A.: Antitrust Law, An 
Economic Perspective. Chicago 1976. 
50 Vgl. GILDER, G.: Wealth and Poverty. New York 1981.  
51 Vgl. V. HAYEK, F. A.: The Use of Knowledge in Society, in: 
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Oligopole und evolutorische Spieltheorie 
Oligopolmodelle besitzen, wie auch beim Lerner-
Index gezeigt, eine wesentliche Bedeutung als Re-
ferenzbasis für die Analyse von Marktmacht und 
von Interdependenz zwischen Anbietern; letzteres 
wird formal durch die Reaktionsfunktion erfaßt. 
Vor allem dem Mengenwettbewerb nach Cournot 
und dem Preiswettbewerb nach Bertrand kommt 
dabei  eine  wesentliche  Bedeutung  zu.  Es  bleibt 
offen,  weshalb  in  der  Realität  zwischen  beiden 
Extremen stabile Gleichgewichte vorhanden sein 
sollen. Denn tatsächlich sind solche jenseits des 
totalen  Preiskrieges  und  des  monopolistischen 
Randes vorhanden. Dies wird mit „Mutmaßungs-
gleichgewichten“ über die strategischen Reaktio-
nen  der  anderen  Spiele  begründet.52  Denn  das 
inferiore  Ergebnis  eines  Versuchs,  durch  Preis-
unterbietung  den  Marktanteil  auszuweiten,  er-
zeugt kooperative, „altruistische“ Verhaltenswei-
sen als Ergebnis eines wiederholten Gefangenen-
Dilemma-Spiels – im evolutorischen, spieltheoreti-
schen  Sinne  ein  „tit-for-tat“.53  In  der  Tat  sind 
Kartelle um so stabiler, je geringer die Anzahl der 
Anbieter im relevanten Markt ist, weil i. d. R. die 
Transparenz  zunimmt  und  das  Risiko  einer  Be-
strafung im Preiskrieg steigt.54 Dabei spielt auch 
die Möglichkeit, in selektiven Märkten „Preisbre-
cher“  zu  bestrafen,  eine  besondere  Rolle:  Im 
Multimarktwettbewerb55  ergibt  sich  die  glaub-
hafte Drohung daraus, daß die Wahl des Schau-
platzes eines Preiskrieges dort gewählt wird, wo 
das offensive Unternehmen die geringste eigene 
Angriffsfläche  bietet.  Das  betroffene,  zurück-
schlagende Unternehmen wird gleichermaßen den 
Markt  wählen,  in  dem  es  den  Gegner  am  emp-
                                                       
52 Vgl. CORTS, K. S.: Conduct Parameters and the Measure-
ment of Market Power, in: Journal of Econometrics 88. 
1999, pp. 227-250. – BRESNAHAN, T.: Duopoly Models 
with Consistent Conjectures, in: The American Economic 
Review 71(5). 1981, pp. 934-943. 
53 Vgl. AXELROD, R.; HAMILTON, W. D.: The Evolution 
of Cooperation, in: Science 211. 1981, pp. 1390-1396. – 
BINMORE, K.: Fun and Games: A Text on Game Theory, 
Lexington, MA 1992. Trivers 1971. 
54 Vgl. KÜHN, K.-U.: Fighting Collusion by Regulating Com-
munication between Firms, in: Economic Policy: A European 
Forum 32. 2001, pp. 167-204. 
55 Vgl. BERNHEIM, B. D.; WHINSTON, M. D.: Multimarket 
Contact and Collusive Behavior, in: Rand Journal of Econo-
mics 21(1). 1990, pp. 1-26. 
findlichsten trifft. Hierdurch entsteht eine regio-
nale „Wanderung“ der Preisänderungen. 
Marktmacht  im  allgemeinen  und  Kartelle  im 
speziellen werden begrenzt, wenn Anbieter nicht 
am „tit-for-tat“ teilhaben. Dies gilt insbesondere 
dann,  wenn  strategische  Importeure  ohne  lokal 
versunkene  Kosten  existieren.56  Preisvolatilität 
kann dabei nicht zwingend als Zeichen von Wett-
bewerb  angenommen  werden,  wie  Whitney57 
zeigt.  Denn  kolludierende  Unternehmen  können 
diese vereinbaren, um nicht aufzufallen. Weiter-
hin finden sich in Märkten mit weitgehend starrer 
Gesamtnachfrage regionale Teilmärkte mit stand-
örtlicher Konkurrenz, die begrenzten Wettbewerb 
erzeugen, ohne das gesamte Preissystem in Frage 
zu stellen; typisch hierfür sind Tankstellen.  
Fehlende Markttransparenz und Signale 
Farrell58  zeigt,  daß  Signalgebung  unter  Wettbe-
werbern  zwecklos  ist,  wenn  dieser  keine  Ver-
pflichtungsmöglichkeit zuzuordnen ist und wenn 
durch hohe Markttransparenz die Nutzung des Si-
gnals allein durch Eingeweihte ausscheidet. An-
dernfalls besteht die Möglichkeit, auf ein ertragrei-
cheres  Gleichgewicht  umzusteigen.  So  bezeugen 
Milgrom und Roberts59, wie die Unkenntnis eines 
Anbieters über die Kostenstrukturen eines ande-
ren Anbieters zum Aufbau von Marktmacht durch 
Signale ausgenutzt werden kann: Um den Markter-
folg  des  potentiellen  Anbieters  zu  verhindern, 
senkt der Marktsasse seine Preise stärker, als dies 
für ihn eigentlich optimal ist, so daß der Konkur-
rent keinen ertragreichen Marktzutrittsplan findet. 
Er kann ein um so glaubhafteres Signal aussenden, 
je günstiger seine Kostenstruktur ist60, weil er ab-
wägen muß zwischen den heutigen Signalkosten  
(=  Umsatz-  und  Gewinnverlust)  und  künftigen 
Erträgen infolge von unbestrittener Marktmacht. 
Damit  wird  deutlich,  daß  Mehrerlöse  in  völlig 
kartellfreien Räumen möglich sind, wie dies die 
                                                       
56 Vgl. ROSENBAUM, D. I.; READING, S. L.: Market Struc-
ture and Import Share: a Regional Analysis, in: The South-
ern Economic Journal 54(3). 1988, pp. 694-700. 
57 Vgl. WHITNEY, S. N.: Antitrust Policies: American Ex-
perience in 20 Industries, Vol. 1. New York 1958. 
58 Vgl. FARRELL, J.: Cheap Talk, Coordination and Entry, 
in: Rand Journal of Economics, Vol. 18 (1). 1987, pp. 34-39. 
59 Vgl. MILGROM, P.; ROBERTS, J.: Predation, Reputation, 
and Entry Deterrance, in: Journal of Economic Theory 27. 
1982, pp. 280-312. 
60 Vgl.  SPENCE,  M.:  Job  Market  Signalling,  in:  Quaterly 
Journal of Economics, Vol. 87. 1973, pp. 355-374. Wirtschaft im Wandel 8/2005  276
Theorie der Differentialrente erklärt oder das stra-
tegische Management zum Ziel hat. 
Das Risiko unterausgelasteter Kapazitäten 
In engen Märkten mit hohen (versunkenen) Fixko-
sten versuchen Unternehmen, mittels freundlichen 
Wettbewerbs das Risiko unterausgelasteter Kapa-
zitäten zu reduzieren. Denn eine sinkende Ausla-
stung  reduziert  den  Deckungsbeitrag,  läßt  ihn 
möglicherweise  negativ  werden,  ohne  daß  man 
den Markt verlustfrei verlassen kann. Eine derar-
tige Strategie reduziert Risiko und erhöht die In-
vestitionsbereitschaft,  weshalb  Kapazitäten  aus-
geweitet werden, was wiederum Preisspielräume 
begrenzt. Die latente Unterauslastung läßt also in 
der strategischen Einschätzung der Wettbewerber 
die  Kosten  eines  unfreundlichen  Wettbewerbs-
verhaltens steigen und stabilisiert somit Wohlver-
halten. Der Wohlfahrtsverlust der Kollusion wird 
möglicherweise  begrenzt,  weil  in Zeiten plötzli-
chen  Nachfragewachstums  durch  die  Überkapa-
zitäten keine dramatischen Preissteigerungen auf-
treten. Allerdings sind die Unternehmen im Ab-
lauf des Branchenzyklus zwischen dem Erforder-
nis,  eine  kapitalmarktgerechte  Rendite  zu  erzie-
len, und dem Zwang, die Produktion nicht unter 
ein Mindestniveau abfallen zu lassen, gefangen.61 
Dies kann Preiskriege auslösen, die aber im Sinne 
der  oben  genannten  tit-for-tat-Argumentation 
nicht anreizkompatibel sind. Vielmehr ist zu ver-
muten,  daß  das  Hintergehen  der  Wettbewerber 
durch  geheime  Mehrproduktion  oder  heimliche 
Preissenkung  dann  besonders  attraktiv  ist,  wenn 
das  Risiko  der  Bestrafung  niedrig  liegt,  also  in 
guten konjunkturellen Zeiten.62 
Die hier einbezogene Risikodimension besitzt 
eine erhebliche Bedeutung für die Diskussion des 
wirtschaftlichen Vorteils, denn das Vermindern von 
Risiko kann einen strategischen Vorteil bedeuten, 
der zu dramatischen Kostenvorteilen bei der Finan-
zierung des Unternehmens führt. Damit verbessern 
sich Profitabilität und Rating. Liegt eine – bezogen 
auf das Risiko – erhöhte Rendite vor, dann sollten 
Investitionen solange getätigt werden, bis eine risi-
                                                       
61 Vgl. SLADE, M. E.: Strategic Pricing Models and Inter-
pretation of Price-War Data, in: European Economic Re-
view 34. 1990, pp. 524-537. 
62 Vgl. SLADE, M. E.: Cheating on Collusive Agreements, in: 
International Journal of Industrial Organization 8. 1990, 
pp. 519-543. 
koadäquate Verzinsung erreicht ist. Durch diese 
zusätzlichen Kapazitäten steigt das Risiko und die 
Rendite  sinkt, was dafür spricht, sich im Markt 
wohlzuverhalten, also tit-for-tat zu spielen. Alter-
nativ können auch Löhne angehoben oder Kosten 
gesteigert werden (als X-Ineffizienzen, die „slack“ 
produzieren). Unternehmen werden allerdings diese 
Anpassungen nicht vornehmen, wenn sie aus in-
terner Sicht zu einer anderen Risikoeinschätzung 
kommen als externe Beobachter – weil eben das ver-
ringerte Risiko Folge eines Kartellvorteils ist. Damit 
kann  die  längerfristige  Rendite  einer  Branche 
wichtige Hinweise auf Absprachen liefern. 
Fazit 
Die Ausführungen zeigen, daß es erheblich einfa-
cher ist, in rechtlicher Hinsicht die Tatbestands-
voraussetzungen für das Vorliegen eines Kartells 
darzulegen, als in ökonomischer Hinsicht die Wirk-
samkeit eines Kartells und dessen Auswirkungen 
auf dem Markt nachzuweisen bzw. aus spezifischen 
Angaben  über  Marktstrukturen,  Marktverhalten, 
oder Marktergebnissen auf kollusives – justitiables – 
Verhalten zu schließen. Denn wesentliche, theore-
tisch begründbare und modelltheoretisch einfach 
zu  handhabende  Verfahrensweisen  versagen  in 
Märkten, die „natürlicherweise“ eng sind. Damit 
entsteht für die theoretisch geleitete, empirische 
Wirtschaftsforschung eine Herausforderung, bela-
stungsfähige  Referenzmaßstäbe  für  Vermögens-
vorteile, die durch kartellrechtlich relevantes Ver-
halten ausgelöst und daher zu ahnden sind, darzu-
legen. Vor dem Hintergrund der im vorangegan-
genen  Artikel  dargestellten  Erkenntnis,  daß  die 
Höhe der Buße für das Unternehmen existenzbe-
drohend  sein  kann,  ist  zu  fordern,  daß  dessen 
Höhe mittels eines Bündels alternativer Methoden 
hinreichend  präzise  nachgewiesen  ist.  Und  dies 
unabhängig davon, ob die Abschöpfung eines auf 
kartellrechtswidriges Verhalten zurückgehenden Vor-
teils sich nach dem Umsatzanteil (bis zu 10%) oder 
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Geschäftslage und -aussichten
  laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe 
- Salden
 a, saisonbereinigte Monatswerte - 
 































































────     Geschäftslage    - - - - -   Geschäftsaussichten 
IWH 
a Die Salden von Geschäftslage und -aussichten werden als Differenz aus den Prozentanteilen der jeweils positiven und negativen Urteile der be-
fragten Unternehmen berechnet und nach dem Berliner Verfahren (BV4) saisonbereinigt. Für längere Zeitreihen siehe „Periodische Informationen/Aktuelle 
Konjunkturdaten“ unter www.iwh-halle.de. 
Quelle:  IWH-Industrieumfragen. 
IWH-Industrieumfrage im Juli 2005:  
Ostdeutsche Industrie erwartet Belebung der Geschäfte 
Die  IWH-Umfrage  unter  rund  300  Unternehmen 
des  ostdeutschen  Verarbeitenden  Gewerbes  zeigt 
im Juli eine leichte Erwärmung des Geschäftskli-
mas  an.  Die  teilnehmenden  Firmen  bewerten  so-
wohl  die  aktuellen  als  auch  die  zukünftigen  Ge-
schäfte  positiver  als  noch  im  Mai  dieses  Jahres. 
Der Saldo der Geschäftslage legte geringfügig um 
zwei Punkte zu und entspricht mit nun 38 Salden-
punkten dem Stand vor Jahresfrist (vgl. Tabelle). 
Im Vergleich zum Juli 2004 hat sich allerdings die 
Häufigkeitsverteilung der positiven Antwortkate-
gorien  verschoben:  gegenüber  einem  Anteil  von 
21% der Befragten sind es nun 26% der Firmen, 
die ihre Lage als „gut“ einstufen, gleichzeitig be-
zeichnen 43% statt vormals 48% der Unternehmen 
die aktuellen Geschäfte als „eher gut“. Hinsichtlich 
der Entwicklung ihrer geschäftlichen Gesamtsitua-
tion über die  kommenden drei bis sechs Monate äu-
ßern sich die Betriebe im Mittel optimistischer als 
im Mai, und auch im Vergleich zum Vorjahr herrscht 
mehr Zuversicht. 
In  saisonbereinigter  Betrachtung  hat  sich  die 
Geschäftslage  des  ostdeutschen  Verarbeitenden 
Gewerbes am aktuellen Rand nicht verändert (vgl. 
Abbildung). Der Saldenstand verharrt auf dem Ni-
veau vom März dieses Jahres und damit weiterhin 
unterhalb des Mittelwerts im Jahr 2004. Die Kon-
junktur hat wohl in jüngster Vergangenheit noch 
nicht stärker Fahrt aufgenommen. Die Chancen für 
eine moderate Beschleunigung der konjunkturellen 
Dynamik in den kommenden Monaten stehen den 
Firmenangaben zufolge allerdings gut. Dies signa-Wirtschaft im Wandel 8/2005  278
Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfragen im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe  
- Vergleich der Ursprungswerte mit Vorjahreszeitraum und Vorperiode, Stand Juli 2005 - 
Gruppen/Wertungen  gut (+)  eher gut (+)  eher schlecht (-)  schlecht (-)  Saldo 






























  in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppe
a   
Geschäftslage 
Industrie insgesamt  21  24  26  48  44  43  28  28  29  4  4  2  38  36  38 
Hauptgruppen
b                               
Vorleistungsgüter  23  23  22  41  45  49  32  26  26  4  6  4  28  37  41 
Investitionsgüter  19  26  31  55  36  38  25  33  29  1  4  2  48  25  38 
Ge- und Verbrauchsgüter   19  22  24  52  51  42  24  25  32  6  2  2  41  45  33 
dar.: Nahrungsgüter  19  27  36  52  47  27  27  25  36  2  1  2  42  47  25 
Größengruppen                               
1 bis   49 Beschäftigte  23  16  15  41  39  44  27  35  33  10  9  8  27  11  17 
50 bis 249 Beschäftigte  18  22  25  52  47  47  28  28  27  2  3  1  40  37  44 
250 und mehr Beschäftigte  26  38  40  43  45  34  31  17  26  0  0  0  37  66  49 
Geschäftsaussichten 
Industrie insgesamt  16  21  24  53  49  49  28  26  25  3  4  3  39  40  45 
Hauptgruppen
b                               
Vorleistungsgüter  18  21  22  48  51  51  32  24  23  3  4  4  30  44  47 
Investitionsgüter  12  21  29  60  46  45  27  26  24  2  7  3  43  34  47 
Ge- und Verbrauchsgüter   18  22  22  55  48  49  24  29  29  4  1  1  46  41  41 
dar.: Nahrungsgüter  19  33  34  43  48  27  35  19  39  2  0  0  25  62  22 
Größengruppen                               
1 bis   49 Beschäftigte  17  12  13  47  45  45  31  35  35  5  8  7  28  13  15 
50 bis 249 Beschäftigte  13  24  23  60  50  57  24  24  20  3  2  1  46  48  59 
250 und mehr Beschäftigte  23  28  39  40  52  37  37  17  21  0  3  3  26  59  52 
a Summe der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet, Angaben für Juli 2005 vorläufig. – 
b Die Klassifikation der Hauptgruppen wurde der 
Wirtschaftszweigsystematik 2003 angepaßt. 
Quelle:  IWH-Industrieumfragen. 
lisiert der gegenüber der Mai-Befragung erkennbar 
gestiegene Saldo der Geschäftsaussichten. Derartig 
zuversichtliche  Bewertungen  wurden  zuletzt  im 
Frühjahr 2004 abgegeben. 
Die Entwicklung zwischen den fachlichen Haupt-
gruppen ist gleichwohl gespalten: während die In-
vestitions- und Vorleistungsgüterproduzenten durch-
weg positive Nachrichten vermelden, zeichnet die 
Konsumgüterwirtschaft  ein  eher  negatives  Bild 
(vgl. Abbildung).  
Im Vorleistungsgüterbereich setzt sich die An-
fang  2005  begonnene  Aufwärtsentwicklung  des 
Geschäftsklimas fort und zwar im Hinblick auf die 
Lageeinschätzung sowie die Beurteilung der Aus-
sichten. Dies gilt insbesondere für die Hersteller 
von Gummi- und Kunststoffwaren, die Chemische 
und die Steine-und-Erden-Industrie. 
Im Gegensatz zur Mai-Umfrage ergibt sich für 
die  Investitionsgüterproduzenten  nun  wieder  eine 
positivere Bilanz, obschon die aktuellen Geschäfte 
noch erheblich schlechter laufen als 2004. Gleich-
wohl haben sich die Erwartungen sprunghaft auf-
gehellt. Die Maschinenbauer berichten erneut über 
geschäftliche Einbußen, sehen für die Zukunft aber 
Potential für eine Erholung. 
Die Konsumgüterindustrie bleibt das Stiefkind 
der Konjunktur. Nach der Belebung in den ver-
gangenen  Monaten  zeichnen sich bereits wieder 
stagnative Tendenzen ab: den Betrieben zufolge 
hat sich die Lage verschlechtert, und eine Besse-
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